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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung von Vorschlägen zu Bürokratieabbau 
und Deregulierung aus den Regionen und zur Änderung wohnungsrechtlicher 
Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
In $ 2% Satz 1 des Genchtsverfassungsgesetzes in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBI. I 
S. 1077), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
23. Juli 2004 (BGBI. I S. 1842) geändert worden ist, werden 
die Wörter „Betreuungs- und Unterbnngungssachen" durch 
die Wörter „Betreuungs-, Unterbringungs- und Handels- 
sachen" ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Kreistaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes 

Das KreislaufwirtschaRs- und Abfallgesetz vom 27. Sep- 
tember 1994, zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Januar 
2004 (BGBI. I S. 821, wird wie folgt geändert: 

1. In $ 16 Abs. 3 werden die Sätze 4 und 5 durch die fol- 
genden Sätze 4 bis 6 ersetzt: 

„Das Abfallwirtschaftskonzept ist erstmalig für fünf 
Jahre zu erstellen und alle fünf Jahre fortzuschreiben, so- 
weit die zuständige Behörde nichts anderes bestimmt. 
Nach Ablauf eines Jahres nach der Ubertragung der 
Pflichten ist darüber hinaus jährlich eine Abfallbilanz zu 
erstellen und vorzulegen, welche Angaben zu Art, 
Menge, Anfall und Verbleib der in Satz 2 Nr. 1 und 4 ge- 
nannten Abfalle enthält; die zuständige Behörde kann 
abweichende Bilanzieningsli-isten zulassen. Im Falle 
einer Beseitigung von Abfallen im Bilanzzeitraum ist die 
mangelnde Venvertbarkeit dieser Abfalle gesondert zu 
begriinden." 

2. 3 19 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Abfallwirtschaftskonzepte und Abfallbilanzen". 

b) Absatz I wird wie folgt gefasst: 

„ ( I )  Abfallerzeuger können zur internen Abfall- 
wirtschaftsplanung Abfallwistschaftskonzepte über 
die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung der an- 
fallenden Abfalle sowie Abfallbilanzen über Art, 
Menge und Verbleib der verwerteten und beseitigten 
Abfälle erstellen. Die Erstellung der Konzepte und 
Bilanzen nach Satz 1 kann sich an den Vorgaben der 
,4bfallwistschaftskonzept- und -bilanzverordnung 
ausrichten. Werden Abfallwirtschaftskonzepte und 
Abfallbilanzen zum Ersatz von Nachweisen nach 

3 44 Abs. 1 und $ 4 7  Abs. 1 verwendet, so haben 
diese folgende Angaben zu enthalten: 

I .  Darlegung der vorgesehenen Entsorgungswege 
für die nächsten fünf Jahre sowie 

2. Angaben über Ari, Menge, Anfall und Verbleib 
der besonders übenvachungsbedürftigen und 
übenvachungsbedürftigen Abfalle. 

$ 10 der Abfallwirtschafiskonzept- und -bilanzver- 
ordnung in Verbindung mit Ziffer 5, Spalten 1 und 2 
der Anlage 2 zu dieser Verordnung ist entsprechend 
anzuwenden. Die Befugnisse der zuständigen Behör- 
den nach $ 44 Abs. 2 und $ 4 7  Abs. 2 bleiben unbe- 
rührt." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Abfallwirt- 
schaftskonzepte" die Wörter „und Abfallbilan- 
zen" eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Abfallwirt- 
schaftskonzepte" die Wörter „und Abfallbilan- 
zen" eingefügt. 

3. $ 20 wird aufgehoben. 

4. $ 2  1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(I)" wird gestrichen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

5. Dem $ 42 Abs. 1 werden folgende Satze angefügt: 

„Ist der Abfallbesitzer Entsorgungsfachbetneb im Sinne 
des 3 52 Abc. 1 oder auditierter Unternehmensstandort 
im Sinne des $ 55a, so hat die zustandige Behörde dies 
bei Anordnungen nach Satz 1, insbesondere auch im 
Hinblick auf mögliche Beschränkungen des Umfangs 
oder des Inhalts der Nachweispflicht zu berücksichtigen. 
Dies umfasst insbesondere die Berücksichtigung der 
vom Urnweltgutachter geprüften und im Rahmen der 
Teilnahme an dem Gemeinschaftssystem für das Um- 
weltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung 
(EMAS) erstellten Unterlagen." 

Artikel 3 
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

Dem 4 2 1 b Abs. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2002 
(BGBI. I S. 3245), das zuletzt durch Gesetz vom 6. Januar 
2004 (BCBl. I S. 2) geändert worden ist, wird folgender 
Satz angefügt: 

„Ist der Benutzer ein Unternehmen im Sinne des 3 21h 
Abs. I Satz 1,  so kann der Gewässerschutzbeauftragte sei- 



vom 29. April 2004 (BGBl. I S. 694) 
mentationen nac ptachter validierte Umwelterklärung 
nahme an dem Anforderungen des $ 2 7  Abs. 1 des 

sschutzgesetzes sowie der Verord- 
nserklärungen und Emissionsberichte 
welterklärung ist zu erklären, dass die 
ach Satz 1 eingehalten sind. Satz 1 
en, die im Anhang 1 der Verordnung 
ämngen und Emissionsberichte auf- 

satz 1 wird Absatz 2. 

rsonenbeförderungsgesetzes 

24 des Gesetzes 

rch Funk" durch das Wort „fern- 

Artikel 8 

Änderung des Gaststättengesetzes 

machung vom 20. November 1998 (BGBl. I S. 3418), zu- 
letzt geändert durch Artikel 112 der Verordnung vom 

1. $ 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 3 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummern 4 und 5 an- 

„4. alkoholfreie Getränke und zubereitete Speisen 
über das Genehmigungsverfa im Z u s a m e d a n g  mit seiner anderweitigen ge- 

werblichen oder freiberuflichen Dienstleistungs- 
Dem $ 2 Abc. 1 der Verordnung über das Genehmigungs- 

verfahren (9. BImschV) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 14, AU 
(BGBL I S. 1614) geändert worden ist, wird f01 

„Triiger des Vorhabens kann auch sein, wer nicht beabsich- 
tigr, die Anlage zu errichten oder zu betreiben." 

Artikel 6 

Änderung der EMAS-Privilegierungs- 
Verordnung 

4 7 der EMiZS-Privilegieninps-Verordnung vom 24. Juni 
2002 JBGBl. 1 S. 2247) wird wie folgt geändert: 

1.  Dem Absatz 1 wird folgender Absatz vorangestellt: 

erbringmg oder Wandel verabreicht, soweit dies 
die Erbringung der Dienstleistung oder den Han- 
del lediglich ergänzt und in räumlicher Verbin- 
dung mit seinem Ladengeschäft oder seinen 
sonstigen Betriebs- oder Ceschäftsräumen er- 
folgt, 

5. ohne Sitzgelegenheit bereitzustellen, in räum- 
licher Verbindung mit seinem Ladengeschäft des 
Lebensmitteleinzelhandeis oder des Lebensmit- 
telhandwrks während der Ladenöffinungszeiten 
alkoholfreie Getränke oder zubereitete Speisen 
verabreicht." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Der Erlaubnis bedarf ferner nicht, wer, ohne 
Sitzgelegenheit bereitzustellen, ein Gaststättenge- 
werbe im Sinne des 4 1 Abs. 2 betreibt, soweit die 
Dauer der Veranstaltung nicht mehr als einen Tag be- 
trägt. In diesem Fall sind der Ort der Veranstaltung 
und ihre Dauer mindestens zwei Tage vor Beginn der 
Veranstaltung der zuständigen Behörde anzuzeigen." 
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c) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,,acht6* durch die 
Angabe ,,zwölf ' ersetzt. 

2. Nach $ 3 1 wird folgender $ 3 2  eingefügt: 

„§ 32 
Erprobungsklausel 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zur Erprobung vereinfachender Mal3- 
nahmen, insbesondere zur Erleichterung von Existenz- 
griindungen und Betriebsübemahmen, & einen Zeit- 
raum von bis zu vier Jahren Ausnahmen von Berufsaus- 
übungsregelungen nach diesem Gesetz und den darauf 
beruhenden Rechtsverordnungen zuzulassen. soweit 
diese Berufsausübungsregelungen nicht auf bindenden 
Vorgaben des Europäischen Gemeinschaftsrechts beru- 
hen und sich die Auswirkungen der Ausnahmen auf das 
Gebiet des jeweiligen Landes beschränken." 

Artikel 9 

Änderung der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 22. Februar 1999 (BGB1. I S. 202), zuletzt 
geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 30. Juli 2004 
(BGBI. I S. 2014), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe „§ 13 weg- 
gefallen" durch die Angabe „§ 13 Erprobungsklausel" 
ersetzt. 

2. $ 13 wird wie folgt gefasst: 

„§ 13 
Erprobungsklausel 

Die Landesregieru~lgen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zur Erprobung vereinfachender Man- 
nahmen, insbesondere zur Erleichterung von Existenz- 
gründungen und Betriebsübernahmen, für einen Zeit- 
raum von bis zu vier Jahren Ausnahmen von Berufsaus- 
übungsregelungen nach diesem Gesetz und den darauf 
beruhenden Rechtsverordnungen zuzulassen, soweit 
diese Bemfsausübungsregelungen nicht auf bindenden 
Vorgaben des ~uro~aischen Gemeinschaftsrechts beru- 
hen und sich die Auswirkungen der Ausnahmen auf das 
Gebiet des jeweiligen Landes beschränken." 

Artikel 10 

Änderung der Makler- und 
Bauträgerverordnung 

Die Makler- und Bauträgervesordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. November 1990 IBGB1. I 
S. 2479), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 24. April 2003 (BGBI. I S. 543,  wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Dem 13 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Gewerbe- 
treibende nach $ 34c Abs. 1 Satz 1 Nr. I Buchstabe a der 
Gewerbeordnung mit Ausnahme der Darlehensvermitt- 
ler.'" 

2 .  § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe „Gewer- 
betreibende im Sinne des $ 3 4 ~  Abs. 1 der Gewerbe- 
ordnung" die Wörter „mit Ausnahme der Vermittler 
und Nachweisvermittler von Grundstücken, grund- 
stücksgleichen Rechten, gewerblichen Räumen und 
Wohnräumen" eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „nach den 
Absätzen I und 2" durch die Wörter „nach Absatz 2" 
ersetzt. 

Artikel 11 

Änderung des Vierten Gesetzes für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

Das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003 (BGBI. I S. 2954), 
geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 30. Juli 2004 
(BGBl. I S. 2014). wird wie folgt geändert: 

I .  Artikel 1 la  wird aufgehoben. 

2. Artikel 16 Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe ii und jj 
wird aufgehoben. 

3. Artikel 25 Nr. I ,  2, 5 Buchstabe b, Nr. 6 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe hh und ii sowie Nr. 6d, 8, 9a und 12 
Buchstabe a werden aufgehoben. 

Artikel 12 

Änderung des Gesetzes zur Einordnung 
des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch 

Artikel 24 des Gesetzes zus Einordnung des Sozialhilfe- 
rechts in das Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003 
(BGBI. I S. 3022) wird wie folgt gefasst: 

„§34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 des Wohnraumforderungs- 
gesetzes vom 13. September 2001 (BGB1. I S. 2376), das 
zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 5. Juli 2004 
(BGBI. I S. 1427) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) Das Wort „laufenden" wird gestrichen. 

b) Das Wort „Bundessozialhilfegesetz" wird durch die 
Wörter " Zwölften Buch Sozialgesetzbuch ersetzt." 

Artikel 13 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 23. Januar 2002 (BGBl. 1 S. 4741, zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 5. Juli 2004 
(BGB1. I S. 14271, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu 5 1 wird wie folgt gefasst: 

,,$ I Zweck des Wohngeldes, Ausschluss vom Wohn- 
geld". 
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b) Die Angabe 

„Fünfter Teil 
Mietzuschuss für Empfänger von Leistungen 

der Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge 

$ 3 1 Anwendungsbereich, Wegfall und Zurück- 
stellung des Mietzuschusses 

$ 32 Bemessung des Mietzuschusses 

5 33 Bewilligung und Erstattung des hlietzuschus- 
ses, Belehrungspflicht, sonstige anzuwendende 
Vorschriften, Zuständigkeit" 

wird durch die Angabe 

„Fünfter Teil 
Mietzuschuss fur Empfänger von Leistungen 

der Sozialhilfe und Kriegsopferfursorge 

$$ 3 1 bis 33 (weggefallen)" 

ersetzt. 

C) Die Angabe zu ji 37b wird wie folgt gefasst: 

„$ 37b Übermittlung von Wohngelddaten, automa- 
tisierter Datenabgleich, Meldepflicht". 

2. 5 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 
Zweck des Wohngeldes, 

Ausschluss vom Wohngeld 

( I )  Wohngeld wird zur wirtschaftlichen Sicherung an- 
gemessenen und familiengerechten Wohnens als Miet- 
oder Lastenzuschuss zu den Aufivendungen für den 
W-ohnraum geleistet. 

(2) Empfänger von 

1. Leistungen des Arbeitslosengeldes I1 und des Sozial- 
geldes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, 

2. Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung nach dem Zwölften Buch So- 
zialgesetzbuch, 

3. Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, 

4. a) Leistungen der ergänzenden Hilfe zum Lebens- 
unterhalt oder 

b) anderen Hilfen in einer Anstalt, einem Heim oder 
einer gleichartigen Einrichtung, die den Lebens- 
unterhalt umfassen, 

nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem 
Gesetz. das dieses für anwendbar erklärt. 

5. Leistungen in besonderen Fällen und Grundleistun- 
gen nach dem Asylbewerberleistungcgesetz und 

6. Leistungen nach dem Achten Buch Sozialgcsetzbuch 
in Haushalten, zu denen ausschließlich Empfänger 
dieser Leistungen gehören, 

b e ~  deren Berechnung Kosten der Uilterkunft bcruck- 
s~chtigt worden sind (Leistungen), sind von Wohngeld 
nach diesem Gesetz ausgeschlossen Als Empfänger der 
Leistungen nach Satz 1 gelten auch die in 4 7 Abs. 3 des 
Lwciten Buches Sozialgesetzbuch. 5 19 Abs. 1 und 4, 
C 20 und 4 43 Abs 1 des Zwolften Buches Sozialgesetz- 

buch, 27a Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes in 
Verbindung mit 5 19 Abs. 1 des Zwölften Buches So- 
zialgesetzbuch und in $ 1 ,4bs. l Nr. 6 des Asylbewer- 
berleistungsgesetzes genannten Personen, die bei der ge- 
meinsamen Ermittlung ihres oder des Bedarfs der Emp- 
fänger nach Satz 1 berücksichtigt worden sind. Als Emp- 
fänger der Leistungen nach Satz 1 gelten auch die 
Personen, deren Leistungen auf Grund einer Sanktion 
weggefallen sind. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die 
Dauer des Verwaltungsverfahrens zur Feststellung von 
Grund und Höhe der Leistungen. 

(3) Die Antragsberechtigung der nach Absatz 2 vom 
Wohngeld ausgeschlossenen Familienmitglieder bleibt 
unberührt. 

(4) Das auf Grund des Antrages eines nach Absatz 2 
vom Wohngeld ausgeschlossenen Antragstellers bewil- 
ligte Wohngeld wird bei Sozialleistungen nicht als Ein- 
kommen des ausgeschlossenen Antragstellers berück- 
sichtigt. 

(5) Verzichtet das nach Absatz 2 vom Wohngeld aus- 
geschlossene Familienmitglied auf eine Leistung nach 
Absatz 2 Satz 1 im Zusammenhang mit der Beantragung 
Ion Wohngeld, ist 3 46 Abs. 2 des Ersten Buches Sozial- 
gesetzbuch nicht anzuwenden." 

3. 5 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „nach § 8 maß- 
gebende Betrag" durch die Wörter „Höchstbetrag 
nach $ 8 Abs. 1" ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Wird der Wohnraum sowohl von zum Haus- 
halt rechnenden Familienmitgliedern als auch von 
nach (j 1 Abs. 2 vom Wohngeld ausgeschlossenen 
Familienmitgliedern bewohnt (Mischhaushalt), ist 
bei der Leistung des Wohngeldes nur der Anteil der 
Miete oder Belastung zu berücksichtigen, der dem 
Anteil der zum Haushalt rechnenden Familienmit- 
glieder an der Gesamtzahl der Personen des Misch- 
haushalts entspricht. In diesem Falle ist hinsichtlich 
der Leistungen der nach $ 1 Abs. 2 vom Wohngeld 
ausgeschlossenen Familienmitglieder Absatz 2 Nr. 3 
nicht anzuwenden. Tm Fall des Satzes 1 ist nur der 
Anteil des Höchstbetrages nach 8 Abs. 1 zu berück- 
sichtigen, der dem Anteil der zum Haushalt rechnen- 
den Familienmitglieder an der Gesamtzahl der Perso- 
nen des Mischhaushalts entspricht; die Gesamtzahl 
der Personen des Mischhaushalts ist fur die Ermitt- 
lung des Höchstbetrages maßgebend." 

4. 5 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1.2 wird wie folgt gefasst: 

„ 1.2 die einkommcnsabhängigen, nach $ 3  Nr. 6 des 
Einkommensteuergesetzes steuerfreien Be- 
züge, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
aus öffentlichen Mitteln versorgungshalber an 
Wehr- und Zivildienstbeschädigte oder ihre 
Hinterbliebenen, Kriegsbeschädigte und 
Kriegshinterbliebcne sowie ihnen gleichge- 
stellte Personen gezahlt werden." 

b) Die Nummer 1.10 wird aufgehoben. 
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C) Die bisherige Nummer 1.1 1 wird Nummer 1.10, 

d) In Nummer 5.1 wird das Wort „Familienhaushalt" 
durch die Wörter „Haushalt ($ 4 Abs. 2) oder nicht 
zum Mischhaushalt ($ 7 Abs. 4 Satz 1)" ersetzt. 

e) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

-7. die zum Lebensunterhalt bestimmten Leistungen 
nach $ l Abs. 2 Satz 1 ,". 

f )  Die Nummer 8 wird aufgehoben. 

g) Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden die Num- 
mern 8 und 9. 

5. 9 26 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Bewilligungsbescheid muss die in $ 29 '4bs. 4 
Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Beträge ausweisen und 
eine Belehrung über die Mitteilungspflichten nach $ 29 
Abs. 4 Satz I und 3, $30  Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4a 
Satz 1 enthalten." 

6. Dem 8 27 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Der neue Bewilligungszeitraum beginnt im Fall 
des fj 30 Abs. 4 am Ersten des Monats, an dem die Un- 
wirksamkeit des Bewilligungsbescheides eintritt, wenn 
der Antrag auf Wohngeld vor Ablauf des auf die Kennt- 
nis der Unurirksamkeit folgenden Kalendermonats ge- 
stellt wird." 

7. 5 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „eine zu seinem 
Familienhaushalt rechnende Persod'durch die 
Wörter ,.ein zum Haushalt rechnendes Familien- 
mitg1ied"ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „an" die Wörter 
„ein zum Haushalt rechnendes Familienmitglied 
oder" eingefügt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

8. 9 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Punkt durch ein Semikolon er- 
setzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„Nummer 3 ist auch dann anzuwenden, wenn die 
Einnahmevemingemng auf Grund der Verringerung 
der Zahl der zum Haushalt rechnenden Familienmit- 
glieder eintritt." 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„Nummer 2 ist auch dann anzuwenden, wenn die 
Einnahmecrhöhung auf Grund der Erhohung der Zahl 
der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder 
eintritt." 

c) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„dies gilt auch dann, wenn die Einnahmeerhöhung 
auf Grund der Erhöhung der Zahl der zum Haushalt 
rechnenden Familienmitglieder eintritt." 

9. fj 30 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Satz 1 gilt für ein nach 8 1 Abs. 2 vom Wohngeld 
nicht ausgeschlossenes verstorbenes Familienmit- 
glied entsprechend; Satz 2 gilt füs nach 5 I Abs. 2 
vom Wohngeld ausgeschlossene verstorbene An- 
tragsteller und zum Haushalt rechnende Familien- 
mitglieder entsprechend." 

b) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 4a 
eingefugt: 

„(4) Der Bewilligungsbescheid nach 5 26 wird 
unwirksam, wenn in einem Bewilligungszeitraum 
ein bei der Berechnung des Wohngeldes berück- 
sichtigtes Familienmitglied nach § 1 Abs. 2 vom 
Wohngeld ausgeschlossen ist. Die Unwirksamkeit 
des Bescheides tritt zum Zeitpunkt der Änderung 
der Verhältnisse, bei Änderungen im Laufe eines 
Monats zum auf die Änderung folgenden nächsten 
Ersten eines Monats ein. Als Zeitpunkt der Ände- 
rung der Verhältnisse gilt der Beginn des Zeit- 
raumes, in dem das Familiemitglied nach $ 1 
Abs. 2 vom Wohngeld ausgeschlossen ist. Der 
Wohngeldempfkger ist von der Cnwirksamkeit 
des Bewilligungsbescheides zu unterrichten. 

(4a) Der Whngeldempfanger hat der zuständi- 
gen Stelle unverzüglich mitzuteilen, wenn für ein 
bei der Berechnung des Wohngeldes berücksichtig- 
tes Familienmitglied ein Venvaltungsverfahren zur 
Feststellung von Grund und Höhe einer Leistung 
nach 5 1 Abs. 2 begonnen hat oder das Familien- 
mitglied eine solche Leistung empfangt. Die bei der 
Berechnung des Wohngeldes berücksichtigten Fa- 
milienmitglieder sind verpflichtet, dem Wohngeld- 
empfanger die in Satz 1 genannten Tatsachen mit- 
zuteilen." 

C) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Wegen anderer als der in fj 1 Abs. 2, 5 29 
und den vorstehenden Absätzen 1 bis 4 genannten 
Umständen ändert sich der Anspruch auf Wohngeld 
nicht." 

10. 3 35 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Erhebungslnerkmale sind bei Anträgen und 
Entscheidungen nach Maßgabe des 9 2 

1. Art des Antrages und der Entscheidung; 

2. Betrag des im Berichtszeitraum gezahlten Wohn- 
geldes; 

3. Beginn und Ende des Bewilligungszeitraums nach 
Monat und Jahr; Art und Höhe des monatlichen 
U'ahngeldes; 

4. Beteiligung des Wohngeldempfangers am Ermerbs- 
leben und dessen Geschlecbt, Stellung im Beruf so- 
wie Zahl der bei der Berechnung des Wohngeldes 
zu benicksichtigenden Kinder, für die Kindergeld 
nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem 
Bundeskindergeldgeselz geleistet wird, und sonsti- 
gen Familie~~mitglieder; bei einem Mischhaushalt 
(8 7 Abs. 4 Satz I )  die Gesamtzahl der Personen 
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des Mischhaushalts sowie die Zahl der nach 9 1 
Abs. 2 vom Wohngeld ausgeschlossenen Familien- 
mitglieder; 

5. die bei der Berechnung des FVohngeldes zu berück- 
sichtigenden, bei einem Mischhaushalt (' 7 Abs. 4 
Satz 1) kopfteiligen, Höchstbeträge für Miete oder 
Belastung (Cj 8 Abs. 1); 

6. die Wohnverhältnisse der bei der Berechnung des 
Wohngeldes zu berücksichtigenden Familienmit- 
glieder, bei einem Mischhaushalt (ji 7 Abs. 4 
Satz 1) kopfteilig, nach Ausstattung, Größe und 
Jahr der Bezugsfertigkeit der Wohnung, Höhe der 
monatlichen Miete oder Belastung, im Falle des ji 6 
Abs. 2 Satz 2 die Belastung aus Zinsen und Til- 
gung, öffentlicher Förderung der Wohnung oder 
Förderung nach dem Wohnraumforderungsgesetz, 
Grund der Antragsberechtigung (Cj 3 Abs. 2 bis 5) 
sowie die Gemeinde und deren Mietenstufe ($ 8 
Abs. 2 bis 5); 

7. die Einnahmen des nicht nach § 1 Abs. 2 vom 
Wohngeld ausgeschlossenen Wohngeldempfangers 
und der übrigen bei der Berechnung des Wohngel- 
des zu berücksichtigenden Familienmitglieder nach 
Art und Höhe, die bei der Ermittlung des Jahresein- 
kommens nicht zu berücksichtigenden Beträge und 
die dafür maßgebenden Umstände ($5 12 bis 14) 
sowie das monatliche Gesamteinkommen; im Falle 
eines nach Cj 1 Abs. 2 vom Wohngeld ausgeschlos- 
senen U'ohngeldempfangers die Art der beantragten 
oder empfangenen Leistung; 

8. Monat und Jahr der ~ohngeldberechnun~ und die 
angewandte Gesetzesfassung." 

11. Cj 37b wird wie folgt gefasst: 

„937b 
Übermittlung von Wohngelddaten, 

automatisierter Datenabgleich, Meldepflicht 

(1) Die Wohngeldstelle ist verpflichtet, auf Ersuchen 
der für die Erhebung der Ausgleichszahlung nach dem 
Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen (AFWoG) und den hierzu erlassenen 
landesrechtlichen Vorschrifren zuständigen Stelle mit- 
zuteilen, ob der betroffene Wohnungsinhaber Wohn- 
geld erhält. h4aßgebend hierfur ist der Zeitraum, der 
zwischen den .4uffordemngen nach Cj 5 Abs. 1 AFWoC 
oder entsprechender landesrechtlicher Vorschriften und 
der Erteilung der Bescheide über die Ausgleichszah- 
lung liegt. 

(2) Die Wohngeldstelle darf die zum Haushalt rech- 
nenden Familienmitglieder und Personen von Wohn- 
und Wirtschafrsgemeinschaften regelmäßig im Wege 
eines Datenabgleichs daraufhin überprüfen, 

1. ob und fur welche Zeiträume Leistungen nach 5 1 
Abs. 2 Satz 1 beantragt oder ernpfangen werden 
oder wurden; dies gilt auch für Personen, die nach 

1 Abs. 2 Satz 2 als Empfänger der Leistungen 
gelten, 

2. ob und welche Daten nach 5 45d Abc. 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes dem Bundesamt für Finan- 
zen übermittelt worden sind. 

Richtet sich eine Überprüfung auf einen abgelaufenen 
Bewilligungszeitraum, ist diese bis zum Ablauf von 
zehn Jahren nach Bekanntgabe des zugehörigen Bewil- 
ligungsbescheides zulässig. 

(3) Der Datenabgleich nach den Absätzen 1 und 2 ist 
auch in automatisierter Form zulässig. 

(4) Zur Durchführung des Datenabgleichs dürfen 
nur Name, Vorname (Rufname), Geburtsdatum, Ge- 
burtsort, Anschrift, Tatsache des Antrags auf Wohn- 
geld sowie die Tatsache und der Zeitraum des Wohn- 
geldbezuges an die in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 genannten Stellen und die für die Leistun- 
gen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 zuständigen Stellen 
übermittelt werden. Die der Wohngeldstelle überrnit- 
telten Daten dürfen nur für den Zweck der Überprü- 
'iung nach den Absätzen 1 und 2 genutzt werden. Die 
übermittelten Daten, bei denen die Überprüfung zu 
keinen abweichenden Feststellungen führt, sind unver- 
züglich zu löschen oder zu bernichten. Die Betroffenen 
sind von der Wohngeldstelle in geeigneter Weise auf 
die Datenübermittlung hinzuweisen. 

(5) Die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 genannten und die 
für die Leistungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. I zuständi- 
gen Stellen fuhren den Abgleich durch und übermitteln 
die Daten über Feststellungen nach Absatz 2 Satz 1 an 
die Wohngeldstelle. Die jenen Stellen überlassenen 
Daten und Datenträger sind nach Durchfuhrung des 
Abgleichs unverzüglich zurückzugeben, zu löschen 
oder zu vernichten. 

(6) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere über den auto- 
matisierten Datenabgleich nach den Absätzen 2 bis 5 
zu regeln." 

12. Nach Cj 41 Abs. 3 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht fur Mischhaushalte 
(5 7 Abs. 4 Satz l)." 

13. In Cj 43 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „C; 29 Abs. 4 
Satz 1 und 3 oder Cj 30 Abs. 1 Satz 2" durch die An- 
gabe -529 Abs. 4 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Satz 3, oder 4 30 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 4a Satz 1" er- 
setzt. 

Artikel 14 

Änderung des Wohnraumf"Orderungsgesetzes 

C;. 2 1 Abs. 2 des Wohnraumfordeningsgesetzes vom 
13. September 2001 (BGBl. I S. 23761, das zuletzt durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 5. Juli 2004 (BGBI. I S. 1427) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

I. Nummer 1.2 wird wie folgt gefasst: 

„1 2 die einkommensabhangtgen, nach 4 3 Vr 6 des 
Einkoinmensteuergesetzes steuerfreien Bezuge, die 
auf Grund gesetzlicher Vor~chriften aus offent- 
liehen Mitteln versorgungshalber an Wehr- und 
Zivildienstbeschadigte oder ihre Hinterbliebenen, 
Krtegsbeschadigte und Knegshtnterbliebene so- 
wie Ihnen gleichgestellte Personen gezahlt wzr- 
den " 
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2. Nummer 1.9 wird aufgehoben. 

3. Die bisherige Nummer 1.10 wird Nummer 1.9. 

4. In Nummer 5.1 wird das Wort „Familienhaushalt" durch 
das Wort „FIaushalt" ersetzt. 

5. Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7.1 die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
nach den @ 19 bis 22 sowie den $524 und 28 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, 

7.2 die Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
den $9 27 bis 30 des Zwölften Buches Sozial- 
gesetzbucb, 

7.3 die Leistungen der Grundsichemg im Alter und 
bei Erwerbsmindemng nach 5 42 Nr. 1 bis 3 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme 
der Leistungen für einmalige Bedarfe, 

7.4 die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs- 
gesetz, 

7.5 die Leistungen der ergänzenden Hilfe zum Lebens- 
unterhalt nach § 27a des Bundesversorgungsgeset- 
zes oder nach einem Gesetz, das dieses für an- 
wendbar erklärt, mit Ausnahme der Leistungen fur 
einmalige Bedarfe. soweit diese Leistungen die bei 
ihrer Berechnung berücksichtigten Kosten für 
W-ohnraum übersteigen." 

6. Die bisherige Nummer 8 wird aufgehoben. 

7. Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 8. 

Artikel 15 

Aufhebung des Wohngeldsondergesetzes 

Das Wohngeldsondergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 16. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2406), zu- 
letzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 1. Novem- 
ber 1996 (BGBI. I S. 1626), wird aufgehoben. 

Artikel 16 

Aufhebung der Verordnung zur Änderung 
der Anlagen 1 bis 5 des Wohngeldsondergesetzes 

Die Verordnung zur Änderung der Anlagen 1 bis 5 des 
Wohngeldsondergesetzes vom 9. November 1994 (BGBl. I 
3. 3419) wird aufgehoben. 

Artikel 17 

Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbueh 
$ 71 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Zehnten Buches Sozial- 

gesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdaten- 
schutz - in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Ja- 
nuar 2001 (BGB1.1 S. 1301, das zuletzt durch Artikel 10 
Nr. 10 des Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

-5. zur Uberpriifung der Voraussetzungen für die Einzie- 
hung der Ausgleichszahlungen und für die Leistung 
von Wohngeld nach $ 37b des Wohngeldgesetzes,". 

Artikel 18 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 
Die auf den Artikeln 4 bis 6 und 10 beruhenden Teile der 

dort geänderten Rechtswxordnungen können auf Grund der 
einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung ge- 
ändert werden. 

Artikel 19 

Inkrafttreten 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 

am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden Kalender- 
monats in Kraft. 

(2) Die Artikel 13 bis 17 treten am 1. Januar 2005 in 
Kraft. 

(3) Die Artikel 11 und 12 treten am Tag nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Bürokratieabbau und Deregulierung 

Die Initiative Bürokratieabbau steht für einen systemati- 
schen Bürokratieabbau anhand konkreter Projekte. Sie kon- 
zentriert sich dabei auf fünf strategische Handlungsfelder, 
die für die Bundesregierung im Rahmen ihrer sozial- und 
wirtschaftspolitischen Reformagenda herausgehobene Be- 
deutung haben. Gerade im Handlungsfeld Wirtschaft und 
Mittelstand sollen Unternehmen spürbar von überflüssigen 
bürokratischen Vorgaben entlastet werden. Größerer Frei- 
raum E r  unternehmensches Engagement stärkt die Wett- 
bewerbsfahigkeit des Standorts Deutschland. 

Ein Projekt des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Arbeit im Rahmen der „Initiative Bürokratieabbau" ist das 
Projekt „Innovationsregionen für Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung durch Bürokratieabbau und Deregulierung". 
Es wurde im Sommer 2003 gemeinsam mit der Bertelsmann 
Stiftung begonnen. 

Eine erste Phase des Projektes wurde unter Beteiligung der 
Regionen Freie Hansestadt Bremen, Ostwestfalen-Lippe und 
UTestmecklenburg durchgeführt. Diese Regionen hatten be- 
reits Arbeitsstrukturen gebildet und Vorschläge zum Büro- 
kratieabbau im Bundesrecht erarbeitet. Des Weiteren wurden 
auch Vorschläge von Wirtschaftsverbänden und weiteren In- 
itiatoren in die Prüfung einbezogen. 

Im Ergebnis wurde eine Liste von über 30 Vorschlägen zu 
den verschiedensten Rechtsgebieten erarbeitet. Sie sollten 
ursprünglich nach erfolgter interministerieller Abstimmung 
in den Innovationsregionen befristet erprobt und bei Eig- 
nung bundesweit umgesetzt werden. 

Im Interesse eines schnellen Wirksamwerdens dieser Vor- 
schlage hat das Bundeskabinett am 2 1. April 2004 einer so- 
fortigen bundesweiten Umsetzung der realisierbaren Vor- 
schläge zugestimmt und am 12. Mai 2004 über die bundes- 
weite Umsetzung der realisierbaren Vorschläge Beschluss 
gefasst. 

Die aufgegriffenen Vorschläge aus den Innovationsregionen 
sollen im Rahmen der Initiative Bürokratieabbau möglichst 
zeitnah umgesetzt werden. 

Soweit die beschlossenen Vorschlage nicht durch geson- 
derte Vorhaben der jewells zustandigen Ressorts weiter ver- 
folgt werden, ist dle Cmsetzung im Rahmen eines iirtikel- 
gesetzes unter Federfuhrung des Bundesministeriums fur 
CCirtschaSt und Arbeit vorgesehen 

Der vorliegende Entwurf dieses Artikelgesetzes enthält die 
kurzfristig realisierbaren Änderungen zur Umsetzung der 
Vorschläge 

Beschleunigung von Gerichtsverfahren 

- Erleichterte Ubertragung von Genehmigungen und Vor- 
bescheiden nach BImschG 

- Erleichterung der Berichts- und Dokumentationspflich- 
ten fur Unternehmen mit Umweltn~anagement-Systemen 
(EMAS) 

- Aufhebung der Verpflichtung zur Erstellung und Vorlage 
von Abfallwirtschaftskonzepten und Abfallbilanzen für 
private Erzeuger 

- Verwertung statt Beseitigung von Abfallen (Chemika- 
lien-Verbotsverordnungj 

- Entgegennahme von Aufträgen für Mietwagen 

- Liberalisierung im Gaststättenrecht 

- Allgemeine Experimentierklausel für Bestimmungen der 
Gewerbeordnung und des Gaststättengesetzes 

- Reduzierung der Prüf- und Aufbewahrungspflichten für 
Makler und Bauträger. 

U1ohngeldrechtliches Vereinfachungsmodell 
u. a. Vorschriften 

Ziel des Gesetzentwurfs insoweit ist es, die Umsetzung des 
in Artikel 25 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003 geregel- 
ten wohngeldrechtlichen Vereinfachungsmodells zu opti- 
mieren. Nach diesem Modell sind Transferleistungsempfan- 
ger ab 1. Januar 2005 vom Wohngeld ausgeschlossen; sie 
erfahren stattdessen eine Berücksichtigung der angemesse- 
nen Unterkunftskosten im Rahmen ihrer jeweiligen Trans- 
ferleistung. Zur reibungslosen Umsetzung dieses Modells 
bedarf es einiger ergänzender Regelungen. Daneben sollen 
einige Vorschriften aufgehoben werden, die im Zusammen- 
hang mit der Einführung des Wohngeldes in den neuen Län- 
dem stehen und keine Bedeutung mehr haben. Ergänzend 
wird 5 21 Abs. 2 Wohnraumfordemngsgesetz (WoFG) an 
die Änderungen des Wohngeldgesetzes (WoGG) angepasst. 

Im Einzelnen sollen geregelt werden (soweit es nicht ledig- 
lich um redaktionelle Anpassungen geht): 

in Artikel 11 

- Aufhebung des ins Leere gehenden Artikels I la  des 
Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt (weil die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ab 1. Januar 2005 im Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB XII) geregelt wird), 

- Aufhebung derjenigen Regelungen in Artikel 25 des 
Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt, die durch diesen Gesetzentwurf geändert 
werden, 

in Artikel 12 

- Neufassung des Artikels 24 des Gesetzes zur Einord- 
nung des Sozialhilfereehts in das Sozialgesetzbuch im 
Hinblick auf Änderung des Wohnraumforderungsgeset- 
zes in Artikel 14, 

in Artikel 13 

- Präzisierung des Kreises der nach tj 1 Abs. 2 WoGG vom 
Wohngeld ausgeschlossenen Transferleistungsempfan- 
ger, 
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- Vereinfachung der Einkommensregelung des § 1 Abs. 4 
WoGG, 

- Regelung der Möglichkeit des Verzichts auf eine Trans- 
ferleistung ($ I Abs. 5 WoGG), 

- Definition des Mischhaushalts (Transferleistungs- und 
Nicht-Transferleistungsempfanger; $ 7 Abs. 4 Satz 1 
WoGG) , 

- Präzisierung des anzusetzenden Höchstbetrages für 
Miete und Belastung in Mischhaushalten ( 5  7 Abs. 4 
Satz 3 WoGG), 

- Zusammenfassung der bisherigen $ 10 Abs. 2 Nr. 1.2 
und Nr. 1.10 WoGG zum neuen $ 10 Abs. 2 Nr. 1.2 
WoGG, 

- Vereinfachung der Einkommensemittlung in Misch- 
haushalten (§ 10 Abs. 2 Nr. 5.1 WoGG), 

- Aufnahme der Transferleistungen als Einkommen in 
$ 10 Abs. 2 Nr. 7 WoGG für den Fall, dass ein Anspruch 
auf Wohngeld deshaib besteht, weil im ersten Monat der 
Transferleistung Unterkunftskosten nicht benicksichtigt 
worden sind, 

- Ergänzung der Mitteilungspflichten im Hinblick auf die 
gesetzliche Bedingung ($26 Abs. 4 Satz 1 WoGG), 

- Regelung des neuen Bewilligungszeitraums, wenn der 
bisherige Wohngeld-Bewilligungsbescheid unwirksam 
wird ($ 27 Abs. 5 WoGGj, 

- gesetzliche Festlegung, dass auch eine Verringerung 
oder Erhöhung der Zahl der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder zu einer Anaerung des Wohngeldes 
fuhrt (' 29 Abs. 1 ,3  und 4 WoGG), 

- Einführung einer gesetzlichen Bedingung, die zur Un- 
wirksamkeit des Wohngeldbescheides führt, wenn ein 
bei der Berechnung des Wohngeldes berücksichtigtes 
Familienmitglied nach Ej 1 Abs. 2 WoGG vom Wohngeld 
aufgrund der Beantragung oder des Erhalts einer Trans- 
ferleistung während des Wöhngeld-Bewilligungszeit- 
raums ausgeschlossen ist, und einer entsprechenden Mit- 
teilungspflicht ($30 Abs. 4 und 4a WoGG), 

- Präzisierung der Datenerhebung ($ 35 Abs. 2 WoGG), 

- Regelung eines automatisierten Datenabgleichs ($ 37b 
WoGG), 

- '4nderung des Wohngeldes für Personen, denen Leistun- 
gen nach dem Bundesausbildungsfördeningsgesetz u. a. 
dem Grunde nach zustehen, wenn sie in Mischhaus- 
halten leben ( 5  4 1 Abs. 3 Satz 2 WoGG), 

- Erweiterung des Ordnungswidrigkeiten-Tatbestandes 
um die Mitteilungspflichten nach $ 30 Abs. 4a Satz 1 
( 5  43 Abs. 1 Nr. 1 W-oGG), 

in Artikel 14 

-- Anpassung und Präzisierung des Einkommenskataloges 
i $21  Abs. 2 WoFC), 

Aufhebung des FVohngeldcondergesetzes, 

n Artikel 16 

- Aufhebung der Verordnungzum Wohngeldsondergesetz, 

- Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch im Zu- 
sammenhang mit dem automatisierten Datenabgleich 
nach $37b WoGG. 

Die mit dem Gesetz verfolgten Änderungen haben keine 
Auswirkungen auf das allgemeine Verbraucherpreisniveau. 
Wegen der Gesetzesvereinfachung werden entlastende 
Effekte fW' die Unternehmen erzielt, die sich auf das Preis- 
niveau tendenziell entlastend auswirken können. 

Die Maßnahmen bewirken Erleichterungen für die 
schaft, insbesondere für die mittelständischen Unterneh- 
men, die sich außerdem für die Vollzugspraxis positiv aus- 
wirken werden. 

Die Umsetzung des Datenabgleichs im uohngeldreeht- 
lichen Vereinfachungsmodell ist mit nicht quantifizierbaren 
Kosten verbunden. Diesem Aufivand stehen ebenfalls nicht 
quantifizierbare Einsparungen wegen der Vermeidung von 
Doppelzahlungen (Wohngeld und Transferleistung) gegen- 
über. 

Zur Gesetzgebungskompetenz des Bundes wird Folgendes 
ausgeführt: 

Bürokratieabbau und Deregulierung 

Für Artikel 1 besteht eine konkumerende Gesetzgebung des 
Bundes nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes 
(Gerichtsverfassung). Für die Artikel 2 bis 3 und 5 bis 6 er- 
gibt sich die Bundeskompetenz aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 24 
des Grundgesetzes (Abfallbeseitigung, Luftreinhaltungj. 
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für Artikel 4 be- 
gfündet sich aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 24 sowie ergänzend 
auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 des Grundgesetzes (Recht der 
Wirtschaft). Artikel 7 bis 10 werden auf die Kompetenz- 
norm des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 11 des Grundgesetzes ge- 
stützt. 

Diese Gesetzgebungskompetenzen werden vom Bund auch 
weiterhin in Anspruch genommen. 

Die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Gesetzgebungs- 
kornpetenzen fur die Artikel 1 bis 8 und 10 ergibt sich aus 
Artikel 72 Abs. 2 Alternative 2 des Grundgesetzes. Durch 
die Regelungen sollen Erleichterungen für alle Unterneh- 
men geschaffen werden. Dies kann nur durch eine bundes- 
gesetzliche Regelung erfolgen. in der überflüssige Vor- 
schriften gestrichen und schwer anwendbare Regelungen 
vereinfacht werden. 

Für die Artikel 4 bis 6 und 10 ergibt sich die Nomendigkeit 
einer bundesgesetzlichen Regelung daraus, dass die Ände- 
rungen Rechtsverordnungen betreffen, die von der Bundes- 
regierung aufgnind einer bundesgesetzlichen Ermächtigung 
erlassen wurden und deshalb nur durch den Bund geändert 
werden können. 

Wohngeldrechtliches Vereinfachungsmodell 
U. a. Vorschriften 

Die Zuständigkeit des Bundes für die Änderung des Wohn- 
geldgesetzes, des Wohngeldsondergesetzes, des Wohnraum- 
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törderungsgesetzes, der Verordnung zur Änderung der 
Anlagen 1 bis 5 des Wohngeldsondergesetztes folgt aus 
Artikel 74 Abc. 1 Nr. 7 und 18 GG. Die Zuständigkeit des 
Bundes für die Aufhebung des Artikels 1 l a  des Vierten Ge- 
setzes E r  moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt folgt 
aus Artikel 73 Abs. 1 Nr. 7 GG (öffentliche Fürsorge). 
Dem Bund steht das Gesetzgebungsrecht zu. wenn und so- 
weit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- und Wirt- 
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundes- 
einheitliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Abs. 2 
GGj. 

Die Regelungen im Bereich des Wohngeldgesetzes sind so- 
wohl für die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
als auch der Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinlneit er- 
forderlich. 

Sie sind für die Herstellung gleichwertiger Lebeiisverhält- 
nisse erforderlich, da es sich bei der Bereitstellung und Si- 
chening des Wohnraums um eine elementare Lebensvoraus- 
setzung handelt. Insoweit sind bundeseinheitliche Regelun- 
gen un\erziclitbar, damit sich die Lebensverhältnisse in den 
Landein nicht in untragbarer Weise auseinander entwickeln. 
Bei einer Regelung des Wohngeldes und der sozialen 
Wohnraumforderung durch die Länder wäre zu erwarten, 
dass die Länder angesichts divergierender Finanzkraft und 
unterschiedlicher politischer Prioritätensetzung sowohl die 
Wohngeldleist~ing als auch die soziale WohraumErderung 
nach Art und Höhe in erheblichem Ausmaße unterschied- 
lich regeln würden. Da die Mietkosten den großten Anteil 
der notwendigen Lebensunterhaltungskosten bilden, wür- 
den bei einer fehlenden bundeseinheitlichen Regelung die 
Betroffenen in erheblichem Uinfang in Länder ziehen (So- 
zialtourisrnus), die ein hohes Wohngeldniveau haben (der 
durchschnittliche Anteil der Bruttokaltrniete am verfugba- 
ren Einkommen eines Hauptmieters mit allgemeinen Wohn- 
geld betrug bei einem Einpersonenhaushalt 2001 in den al- 
ten Ländern vor Wohngeld 47,2 O / ~ I  und nach Wohngeld 
34,l %; in den neuen Ländern 43,l % vor Wohngeld und 
30 9% nach Wohngeld [Wohngeld- und Mietenbericht 2002 
Bundestagsdmcksache 1512200 Tabelle 16 und Tabelle 19 
auch mit Zahlen zu anderen HaushaltsgrOßen]). Entspre- 
chendes gilt für die soziale Wohnraumförderung. 

Die wohnungsrechtlichen Vorschriften sind auch fur die 
Wahrung der Rechtseinheit irn gesamtstaatlichen Interesse 
eifoiderlich Aufgrund der engen Verknupfung dieser Vor- 
schriften mit den bundeseinheitlichcn Buchern des Sozial- 
gesetzbuchs murde es ohne bundeseinheitliche Regelung zu 
inassiven \rollzugsproblemen kommen Dies Ware fur die 
Betroffenen angesicl~ts der existenziellen Bedeutung des 
Systems der Soiialleistungen unzumutbar Wurde die Rege- 
lung des bnhngeldes und der sozialen Wohnraumforderung 
den Landern uberlassen, fuhrte dies daher zu einer der 
Rechtseinheit abtraglichen Rechts~ersplittemng mit proble- 
rnatirchen Folgen, die iin Interesre dec Bundes und der Lan- 
der nicht hingenoininen uzrden konnen, 7uinal den Sozial- 
leistungen eine ei hebli~he Befriedungsfunktion zukommt 

Die wohniiilgsrccl~tlicl~en Vorschriften sind auch zur Wah- 
rung der Wirtschaftsciiiheit im gesamtctaatlichen Interesse 
erforderlich Fur die Erhaltung der Funktionsfahtgkcit des 
Wirtschaftsraumes ist eine bundeseiriheitliche Rcgelung er- 
forderlich, da fur diese eine einseitige Bevolkeiung\strul<tur 

nfolge von Abwanderungen in Ländern mit hohem %hn- 
;eldniveau bzw. einer intensiveren sozialen Wohnraum- 
örderung eine unerträgliche Belastung wäre. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes - GVG) 

Die borgesehene Änderung erweitert die bereits fur die 
Familiensachen sowie für die Vormundschafts-, Betreu- 
mgs- und Uinterbringungssachen bestehende Konzentra- 
ionsemächtigung des 5 23c GVG auf die Handelssachen 
iin Sinne des 95 GVG. Sie ermöglicht es den Ländern, die 
~ntsprechenden Verfahren durch Rechtsverordnung ganz 
3der teilweise einem Amtsgericht für die Bezirke mehrerer " 
Amtsgerichte zuzuweisen, sofern die Zusammenfassung der 
;aclilichen Fördemng der Verfahren dient oder zur Siche- 
rung einer einheitlichen Rechtsprechung geboten erscheint. 
Auf diese Weise kann einem aus Kreisen der Wirtschaft ge- 
äußerten Wunsch nach schnellerer und effizienterer Rechts- 
gewähmng durch mehr Spezialisierung der amtsgericht- 
lichen Spruchkörper im Bereich der Handelsgeschäfte 
Rechnung getragen werden, indem die tatsächlichen Vor- 
aussetzungen geschaffen werden, die die Gerichtsprasidien 
in die Lage versetzen, bei einem entsprechenden Geschäfts- 
anfall gegebenenfalls spezielle Abteilungen für Handelssa- 
chen einzurichten. Im Gegensatz zu einer Reihe von Groß- 
stadtgerichten, bei denen sich dieses Modell seit langem be- 
währt hat, kommt die Einrichtung von Spezialabteilungen 
für Handelssachen bei kleineren Amtsgerichten nach gegen- 
wärtiger Rechtslage vor allem im ländlichen Raum und in 
strukturschwachen Regionen mit einer geringeren Zahl von 
Handelssachen mangels des dafür erforderlichen Fallauf- 
kommens praktisch nicht in Betracht. Auch und gerade in 
diesen Bereichen ist jedoch eine schnelle und effiziente Jus- 
tizgewährleistung ein nicht unerheblicher Standortfaktor für 
Wirtschaftsunternehmen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes) 

Die Vorschriften dienen der Deregulierung und Vierein- 
fachung formeller Pflichten des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetzes (KrW-,'AbfG): 

Mit dieser Zielrichtung werden zunachst die Pflichten zur 
Erstellung betrieblicher Abfallwirtschaftskonzepte und Ab- 
fallbilanzen dufgehoben und die in diesem Zusammenhang 
not~endigen Folgeandemngen getroffen Die Erstellung be- 
trieblicl~er Konzepte und Bilanzen auf freiwilliger Basis 
wird wetterhm ermoglicht 

Im Rahmen der Ubenvachung wird die zustandige Behorde 
verpflichtet, bei der Anordnung Ion Nachweispflichten zu 
berucksichtigen, ob der Adressat Entsorgungsfachbetr~b ist 
oder am Europaischen Cemetnschaftssystem Fur das Um- 
weltmanagement und die Umueltbetriebspruf~~ng (EMBS) 
teilnimmt (auditierter L'ntemehmensstandort im Sinne von 
;: 55a) und infolge von einer entsprechenden Anoidnung ab- 
zuiehen oder drese nach Uinfang odei Inhalt zu beschran- 
ken ist Bei Terlnehinern dn EMAS hat die Behorde dabei 
msbesondere auch vom Umweltgutachter geprufte Unter- 
lagen (Ijmwelterklamng bzw gepi-ufte Urnweltinformatio- 
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nen gemäß Anhang I11 3.2 und 3.5 der Verordnung (EG) 
Nr. 76 1/2001 - EMAS) zu berücksichtigen. 

Zu Summer 1 ($ 16 KrW-/AbfG) 

Die Änderungen zu 5 16 werden infolge der Aufhebung der 
Pflichten zur Erstellung betrieblicher Abfallwirtschaftskon- 
zepte und Abfallbilanzen erforderlich (vgl. die Nummern 2 
und 3). 

Denn die Anforderungen an die im Rahmen einer Über- 
tragung von Entsorgungspflicbten nach $ 16 Abc. 2 bis 4 
vorzulegenden Konzepte und Bilanzen werden in der noch 
geltenden Fassung des $ 16 Abc. 3 Satz 4 und 5 durch An- 
ordnung der entsprechenden Anwendung der für betrieb- 
liche Abfallwirtschaftskonzepte und Abfallbilanzen gelten- 
den Anforderungen nach $ 19 Abs. 3 und $ 2 0  Abs. 1 näher 
bestimmt. Da diese in Bezug genommenen Bestimmungen 
nach 5 19 Abs. 3 und 5 20 Abs. I aber aufgehoben werden, 
müssen die entsprechenden Anforderungen nunmehr aus- 
drücklich in 5 16 Abs. 3 übernommen werden. 

Zu Nummer 2 ($ 19 KrW-iXbfG) 

Die ordnungsrechtliche Verpflichtung der Erzeuger von Ab- 
fallen zur Erstellung betrieblicher Abfallwirtschaftskon- 
zepte und Abfallbilanzen hat sich nicht in dem erhofften 
Maße bewährt. 

Die Erstellung effizienter Konzepte und Bilanzen als be- 
triebsinternes Planungsinstmment setzt Eigeninteresse und 
entsprechende Motivation des jeweiligen Betriebes an der 
Optimierung seiner Abfallentsorgung voraus. Soweit da- 
nach diese Instrumente in der Praxis effizient genutzt wer- 
den, haben sich die Anforderungen des Gesetzes in Verbin- 
dung mit der Abfallwirtschaftskonzept- und -bilanzverord- 
nung als zu starr und unflexibel erwiesen. Konzepte und 
Bilanzen müssen sehr viel stärker auf die Besonderheiten 
des einzelnen Betriebes zugeschnitten sein. 

Im Ergebnis hat es sich daher in der Praxis als ausreichend 
und zweckmäßig erwiesen, den Betrieben im Hinblick auf 
ihre interne Entsorgungsplanung entsprechende Aufklärung 
und Hilfestellung durch die Industrie- und Handelskammern 
oder die Verbände der Wirtschaft zu geben. 

Zu Buchstabe a (Überschrift) 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 ) 

Aus den vorstehend genannten Gründen wird daher die Ver- 
pflichtung zur Erstellung betrieblicher Abfallwirtschafls- 
konzepte aufgehoben. 

Emogllcht wird die Erstellung von Abfallwirtschafts- 
konzepten und Abfallbilanzen auf freiwilliger Basis. wobei 
die bislang verpflichtenden Vorgaben der Abfallwirtschafts- 
konzept- und -bilanzverordnung nunmehr als Or~entienmgs- 
hilft: herangezogen weiden konnen r2ufgrund der Freiwil- 
Iigkelt kann diese Option nunnlehr fix alle Abfalle geoffnet 
i< erden 

Gleich7eitig wird sichergestellt, dass trotz Aufhebung der 
vabindlichen Pflichten Xbtallwirtschaftskonzepte und Ab- 
fallbilan~en auch weiterhin Einzelnachweise zur Verein- 
fachung der Lbenvachung ersetien, bzw zrset7en honnen 

In diesem Zusammenhang kann der Inhalt der Konzepte und 
Bilanzen auf die nachweisrelevanten Angaben beschränkt 
werden, also insbesondere auf Angaben zu Art und Her- 
kunft des Abfalls sowie zum Entsorgungsweg. 

Der Bezug auf 10 Abfallwirtschaftskonzept- und -bilanz- 
verordnung stellt sicher, dass bei der Ersetzung von Einzel- 
nachweisen ha f t  Gesetzes nach $44  Abs. 1 und $ 4 7  
Abs. 1 (Entsorgung in eigenen Anlagen) wie bisher die not- 
wendigen Anforderungen an die Form, insbesondere auch 
die elektronische Form, eingehalten werden. 

In den Fällen des $ 4 4  Abs. 2 und 5 47 Abs. 2 (Entsorgung 
in fremden Anlagen) entscheidet wie bisher die zuständige 
Behörde im Einzelfall. 

Daher wird letztlich auch auf eine Aufhebung der Abfall- 
wirtschaftskonzept- und -b~lanzverordnung noch verzich- 
tet, da diese Verordnung nach wie vor Bedeutung fk die Er- 
setzung von Einzelnachweisen nach den $$ 44 und 47 hat 
sowie als Orientiemngshilfe bei der freiwilligen Erstellung 
von Abfallwirtschaftskonzepten und Abfallbilanzen dient. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Absatz 3 kann aufgehoben werden. Die dort geregelten 
Fristen haben nur Bedeutung im Zusammenhang mit vcr- 
bindlichen Konzept- und Bilanzpflichten der Abfallerzeu- 
ger. Solche verbindlichen Pflichten sollen kiinftig jedoch 
entfallen. 

Zu Buchstabe d (Absatz 5) 

Die Konzept- und Bilanzpflichten der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger können nunmehr in einer Vorschrift zu- 
sammengefasst werden. Alle Anforderungen sowohl an die 
Konzepte als auch die Bilanzen der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger regeln die Länder. 

Zu Nummer 3 (Aufhebung des 20 KrW-iAbfG) 

Zur Begründung der Aufhebung der Pflichten zur Erstellung 
betrieblicher Abfallbilanzen wird auf die Begründung zu 
Nummer 2 verwiesen, welche hier entsprechend gilt. 

Zu Nummer 4 ($ 2 1 KrW-iAbfG) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1)  

Es handelt sich um eine Folgeändcrung aufgrund der h d e -  
rung zu Buchstabe b. 

Zu Buchstabe b (Aukebung der Absätze 2 und 3) 

Absatz 2 kann aufgehoben werden, da er ausschliel3lich der 
Durchsetzung verbindlicher Konzept- und Bilanzpflichten 
betrieblicher Abfallerzeuger dient. Diese Pflichten sollen 
kiinftig aber entfallen. 

Absatz 3 kann dahcr ebenfalls aufgehoben werden. Dies gilt 
auch, soweit diesem Absatz noch Bedeutung im Hinblick 
auf Konzepte und Bilan~en der offentlich-rechtlicl~en Ent- 
sorgungstrager zukommen sollte. Die in Absatz 3 genannten 
Maßnahmen konnen auch im Rahmen des ublichen Verwal- 
tungszwanges angeordnet werden oder gegebenenfalls auch 
im Wege der Kominundlaufsicht. 
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Zu Summer 5 ( 4  42 KrW-IAbfG) 

Bei Anordnung von Nachweispflichten soll die zuständige 
Behörde künftig berücksichtigen, ob der Adressat Entsor- 
gungsfachbetrieb oder auditierter Unternehmensstandort im 
Sinne des FG-eislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes ist. 

Die Anordnung von Nachweispflichten nach 4 42 Abs. 1 
oder 2 oder nach 3 45 Abs. I oder 2 liegt im pflichtgemäßen 
Ermessen der zuständigen Behörde, so dass die Fach- 
betriebseigenschaft oder die Auditierung als Unternehmens- 
standort berücksichtigt werden können. Insbesondere wird .+ 

in diesem Zusammeiihang zu berücksichtigen sein, ob sol- 
che Unternehmen aufgrund optimierter Betriebsorganisa- 
tion auch ohne besondere Nachweispflichten die Gewähr 
dafür bieten, ihre abfallrechtlichen Pflichten ordnungsge- 
mäß zu erfüllen. Die Behörde kann daher gegebenenfalls 
auch bei einem festgestellten Verstoß gegen abfallrechtliche 
Pflichten von der Anordnung von Nachweispflichten ab- 
sehen oder solche Pflichten beschränken, wenn beispiels- 
weise die Betriebsorganisation entsprechend nachgebessert 
und insoweit eine Wiederholung künftig ausgeschlossen 
wird. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Wasserhaushalts- 
gesetzes) 

Die Vorschrift dient der Deregulierung. Sie überträgt im 
Grundsatz den für den Immissionsschutz- und den Abfallbe- 
auftragten nach 4 3 Bbs. 2 der EMAS-Prikilegierungs-Ver- 
ordnung bereits bestehenden Rechtszustand auf den Gewäs- 
serschutzbeauftragten, dessen Gleichbehandlung insofern 
sachgerecht ist. 

Zu Artikel 4 (Änderung der Chemikalien-Verbots- 
verordnung - ChemVerbotsVj 

Zu Nummer 1 (4  1 Abs. 2 Nr. 2 ChemVerbotsV) 

Um eine schnellere Verwirklichung innovativer Techniken 
in der Abfallverwertung zu ermöglichen, wird in 5 1 Abs. 2 
Nr. 2 der Chemikalien-Verbotsverordnung (ChemVerbotsV) 
eine generelle Ausnahmebestimmung von den Inverkehr- 
bringensverboten des 3 I Abs. 1 ChemVerbotsV zugunsten 
der Abfallverwertung in zugelassenen Anlagen geschaffen. 
Bisher war es erforderlich, jeweils durch Schaffung spe- 
zieller Ausnahmeregelungen im Anhang der Verordnung 
auf die Entwicklung innovativer, auch aus Umweltsicht zu 
begrüßender ^Ibfallvem~ertungsverfahren für schadstoff- 
haltige Abfalle zu reagieren. 

4ngesichts des sich aus dem Vorhandensein chemikalten- 
rechtlich regelungsbedürftrger Stoffe in den Abfallen erge- 
benden Besorgnispotentials wird die allgemeine Ausnahme 
auf die Abfallverwertung in zugelassenen Anlagen be- 
grenzt Fur Venvertungsmaßnahmen außerhalb solcher An- 
lagen, z. B auf Flachen, gilt sie daher nicht Der in 4 1 
Abs 2 zweiter Halbsatz ChemVerbotsV normierte Vorbe- 
halt ein7elstoffbezogener anderweitiger Regelung in 
Spalte 3 des Anhangs zu 6 1 ChemVerbotsV bleibt unbe- 
rUhrt Ebenfalls unberuhrt bleibt die Geltung des 4 1 Abs. 1 
CheinVcrbotsV fiir die aus der Verwertung entstandenen 
Recyclingproduhte. 

Zu Nummer 2 (Anpassung des Anhangs zu 4 1 
ChemVerbotsV) 

Als Folge der durch Nummer 1 geregelten generellen Aus- 
nahmebestimmung zugunsten der Abfallverwertung bedarf 
die bislang im Anhang zu 1 ChemVerbotsV in Abschnitt 2 
Spalte 3 Abs. 5 enthaltene Spezialregelung zur Verwertung 
asbesthaltiger Abfalle als \iersatnnaterial im Untertage- 
Bergbau, deren spezielle inhaltliche Vorraussetzungen un- 
verändert fortgeführt werden sollen, einer Anpassung (s. 
Nummer 2 Buchstabe a): die in Nummer 2 Buchstabe b ge- 
nannten bisherigen stoffbezogenen Verwertungsausnahmen 
können ersatzlos entfallen. 

Zu Artikel 5 (hderung der Verordnung über das 
Genehmiwgsverfahren - 9. BImschV) 

Um die Übertragbarkeit von immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungen und Vorbescheiden zu vereinfachen, die 
auch Standort-Enhvicklungsgesellschaffen zugute käme, 
wird die Befugnis zur Antragstellung in Genehmigungsver- 
fahren auf (natürliche oder juristische) Personen, welche die 
Anlage nicht selbst errichten oder betreiben wollen, erwei- 
tert. 

Zu Artikel 6 (Änderung der EPYZ4S- Privilegie- 
rungs-Verordnung) 

Diese Vorschrift dient der Deregulierung. Sie entbindet den 
Betreiber einer EMAS-Anlage unter bestimmten Vorausset- 
zungen, nämlich dann, wenn die Inhalte der Umwelterklä- 
rung den Anforderungen der Verordnung über Emissions- 
erklärungen und Umweltberichte genügen, von der Abgabe 
einer gesonderten Emissionserklärung. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Personenbeforderungs- 
gesetzes) 

Mit der Änderung wird der Entwicklung bei den Übermitt- 
lungstechniken Rechnung getragen. Neben Funk kann jetzt 
auch das Mobiltelefon treten. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Gaststättengesetzes - 
GastG) 

An der grundsätzlichen Erlaubnispflicht für Gaststätten soll 
weiterhin festgehalten werden. Sie hat sich in den letzten 
Jahrzehnten bewährt und gibt den Behörden das notwendige 
Instrumentarium, um die in dieser Branche möglichen Ge- 
fahren und Missstände -FUr Gäste, Beschäftigte und die All- 
gemeinheit von vornherein auszuschließen. In diesem Zu- 
sammenhang hat sich auch die gesamthafte Beurteilung 
durch die mit der Gaststättenerlaubnis betraute Behörde 
(meistens das Gewerbeamt) als Teil der allgemeinen Ord- 
nungsbehörde bewährt; eine Aufgabe dieser zentralen Auf- 
sicht durch Wegfall der speziellen Erlaubnispflieht für Gast- 
stätten und Ubertragung partieller Aufsichtsaufgaben an 
spezialisierte Behörden (z. B. Umweltamt, Bauamt U. w.) 
würde zu einer Zersplitterung mit Effizienzverlusten für die 
Gefahrenabwehr führen; denn gerade das für Gaststätten ty- 
pische Gefahrenpotential zeichnet sich durch interdepen- 
dente Kausalitäten fur mögliche Gefahren aus. 

Im Sinne einer Liberalisierung soll daher nur der Erlaubnis- 
bereich auf die an der heutigen Praxis ausgerichteten Not- 
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wendigkeiten zurückgeführt werden, ohne dass damit erns- 
tere Gefahren für Gäste, Anwohner oder Beschäftigte zu be- 
fürchten sind. 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Im Rahmen einer stärkeren Serviceorientierung, bar allem 
in Dienstleistungsbranchen und im Handel, werden heute 
vermehrt Getränke und kleinere Speisen den Kunden ange- 
boten, um denen längere warte-, Behandlungs- oder Bera- 
tungszeiten beispielsweise bei Friseuren, Rechtsanwälten, 
Bekleidurigsgeschäften usw. angenehmer zu gestalten oder 
um auch nur ein attraktiveres Ambiente dem Kunden zu er- 
öffnen. Die Vollzugspraxis stuft schon seit längerem die un- 
entgeltliche Abgabe von Getränken und Speisen an Kunden 
nicht als Gaststättengewerbe ein. Die jetzt vorgeschlagene 
neue Nummer 4 in 2 Abs. 2 GastG geht einen Schritt 
weiter: Künftig soll auch die entgeltliche Abgabe von alko- 
holfreien Getränken und Speisen, die im Zusammenhang 
mit einer anderen gewerblichen oder freibeniflichen Tätig- 
keit - also nur im Nebenbetrieb - erfolgt, nicht mehr der Er- 
laubnispflicht nach dem Gaststättengesetz unterliegen. 
Diese Betriebe wandeln sich mit einem solchen - natür- 
licherweise sehr eingeschränkten - gastronomischen Ange- 
bot noch nicht in ein Gaststättengewerbe, sondern verblei- 
ben in ihrer angestammten Branche, sei es als Gewerbetrei- 
bender oder Freiberufler. Somit sind auch die gaststätten- 
typischen Gefahren in diesen Bereichen nicht zu erwarten, 
so dass auch das Erlaubnisregime des GastG hier außen vor- 
bleiben kann. Soweit dennoch Missstände in einzelnen 
Fällen zu befürchten sind, bietet Ej 5 Abs. 2 GastG die 
Möglichkeit einer entsprechenden Erteilung von Auflagen. 

Zu Buchstabe b 

Die neue Nummer 5 übernimmt den Inhalt des früheren Ab- 
satzes 3, sodass alle Erlaubnis.ti-eistellungen E r  die Gastro- 
nomie im stehenden Gewerbe im neuen Absatz 2 zusam- 
mengefasst sind. 

Zu Buchstabe e 

,Mit dem neuen Absatz 3 in 8 2 GastG wird die derzeitige 
Erlaubnis- (oder Gestattungs-)pflicht für ambulante Imbiss- 
stände zurückgeführt. Der Betrieb solcher Imbissstände 
stellt im Prinzip ein Reisegewerbe dar, welches aber gemäß 
8 1 Abs. 2 GastG dem stellenden Gewerbe gleichgestellt 
und somit vollständig dem Regime des Gaststättengesetzes 
~interworfen wird. Nunmehr sollen Imbissstände, die nur 
kurzfristig - nicht länger als einen Tag - am gleichen Ort 
betrieben werden und darüber hinaus keine Sitzplätze anbie- 
ten, von der Erlaubnisptlicht nach 5 3 GastG bzw. der Ge- 
stattungspfficht nach $ 12 GastG freigestellt werden. Diese 
kleinbetrieblichen Formen des Gaststättengewerbes unter- 
scheiden sich in der Praxis stark von dem Bild des auf eine 
längere Tätigkeit am gleichen Ort und an einer längeren 
Venveildauer seiner Gäste ausgerichtete Gaststätte, wie sie 
das stehende Gewerbe prägt oder auch bei größeren mobilen 
Betriebsfonnen (z. B. Bierzelte) typisch ist. Damit wird 
kleineren gastronomischen oder auch Scl~austellerbetriebei~ 
erleichtert, Volks- und andere Feste, Märkte etc. unter gerin- 
geren bürokratischen Belastungen zu bedienen. Mit der k%ll- 

zeigepflicht im Satz 2 wird sichergestellt, dass die Behörde 
informiert ist, sodass sie gegebenenfalls in einzelnen Fällen 
notwendige Maßnahmen zur Yemseidung von Gefahren für 
die Allgemeinheit u. A. treffen kann. 

Zu Buchstabe c 

Mit der Änderung wird der Schwellenwert für die Erlaub- 
nispflicht für einen Beherbergungsbetrieb von derzeit 8 Bet- 
ten auf 12 Betten heraufgesetzt. Ziel dieser Maßnahme ist 
es, kleineren Hotels und Pensionen eine Erhöhung ihrer 
Bettenkapazität zu ermöglichen, ohne dass - kostenaufwän- 
dige - präventive Erlaubnisverfahren nach dem Gaststätten- 
gesetz durchlaufen zu müssen. Die Erhöhung der Erlaubnis- 
schwelle gibt auch diesen kleineren Betneben mehr Flexibi- 
lität, in Zeiten einer Spitzennachfrage - z. B. bei Messen - 
entsprechend zu reagieren. Damit können kleinere Beher- 
bergungsbetriebe - die aufgrund ihrer Größe sowieso 
Schwierigkeiten am umkämpften Fremdenverkehrsmarkt 
haben - ihre Marktposition verbessern. Daneben soll diese 
Maßnahme aber auch Betrieben, die nur saisonal Beherber- 
gungen anbieten (z. B. der Grlaub auf dem Bauernhof) wei- 
tergehende Verdienstmöglichkeiten eröffnet werden. Gerade 
bezüglich des „Urlaub auf dem Bauernhof ' ist dies ein fühl- 
barer Beitrag zur Verbesserung der landwirtschaftltchen 
Einkommenslage bei Betrieben in landschaftlich reizvollen 
Gegenden, bei denen die originären Einnahmen aus land- 
wirtschaftlicher Tätigkeit angesichts mnehinend industriel- 
ler Produktionsmethoden zurückgehen. 

Eine Erhöhung des Schwellenwerts ist auch im Hinblick auf 
die den Beherbergungsbetrieben typische Gefahrenlage ver- 
tretbar: Die Betriebe bleiben weiterhin Gewerbebetriebe; 
bei Unzuverlässigkeit des Inhabers - können die Behörden 
wie bet allen erlaubnisfreien Gewerben - eine Untersagung 
nach $ 3 5  GewO aussprechen. Außerdem eröffnet 5 5 
GastG die Möglichkeit, ggf. bei Missständen mit Auflagen 
reagieren zu können. Im Übrigen geht bereits seit einiger 
Zeit die in diesem Bereich aus feuerpolizeilichen Gründen 
wichtige baurechtliche Muster-Beherbergungsverordnung 
von dem Schwellenwert von 12 Betten aus. Insoweit ist 
auch diesbezüglich ein Gleichklang des staatlichen Auf- 
sichts-Niveaus angezeigt. 

Zu Nummer 2 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 9 Nr. 2 verwiesen. 

Zu Artikel 9 (Änderung der Gewerbeordnung - 
GewO) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2. 

Zu Yummer 2 ($ 13 - neu - GewO) 

Im Rahmen der Inittatrve Burokratieabbau wurden verschie- 
dene Vorschläge aus den Innovatlonsregionen vorgestellt, 
dte U a auch die Einfuhrung von .,Experimentierklauceln" 
in die Gewerbeordnung und in das Gaststattengesetz borse- 
hen. Dlese Idee ist vom Bundesminlsteri~im für Wirtschaft 
und Arbeit aiifgegritfen worden, ihr wurde in der Kabtnettr- 
befassung am 12 Mai 2004 ion den anderen Ressorts im 
Grundsatz 7ugestnnmt 
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Eine solche Erprobungsklausel ermöglicht, Berufsaus- 
übungsregelungen befristet aufmheben, um deren Auswir- 
kungen auf die Praxis zu untersuchen. Bei letztlich positiver 
Bewertung der Maßnahme bietet es sich dann an, diese Be- 
stimmungen gesamthaft aufzuheben. 

Die Erprobungsklausel ist als Rechtsverordnung ausgestal- 
tet, die durch die Länder zu erlassen ist. Aus grundsätz- 
lichen Erwägungen müssen die Aufhebungsmöglichkeiten 
auf Berufsausübungsregelungen beschränkt bleiben, denn in 
der Bundesrepublik Deutschland haben alle Berufszulassun- 
gen in Form von Erlaubnissen, Konzessionen U. Ä. bundes- 
weite Geltung; Privilegierungen für Länder hätten ansons- 
ten ungewollt bundesweite Auswirkungen. Zusätzlich dür- 
fen diese Regelitngen auch primär nur Auswirkungen auf 
das Gebiet des jeweiligen Landes haben. Schließlich müs- 
sen die in Aussicht genommenen Aufhebungen mit binden- 
den Vorgaben des Verfassungs- und des europäischen 
Rechts kompatibel sein, da die einschlägigen Richtlinien 
der Europäischen Union bindendes Recht darstellen und so- 
mit nicht durch Rechtsverordnungen der Länder disponibel 
sind. 

Zu Artikel 10 (Änderung der Makler- und Bau- 
triigerverordnung -- MaBV) 

Entsprechend der vom Bundeskabinett beschlossenen Vor- 
schläge zum Bürokratieabbau sollen auch die gewerberecht- 
liehen c\nforderungen auf die unbedingt notwendigen für 
I~nmobilienmakler reduziert werden. 

Zu Nummer 1 (4 13 MaBV) 

Dazu soll zunächst die sich aus 4 13 MaBV ergebene Auf- 
bewahrungspflicht fur Immobilieninserate etc. aufgehoben 
werden. Bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit von Iinmo- 
bilienmaklern erscheint es angesichts der heutigen, primär 
von der Nachfrage bestimmter Marktlage nicht mehr er- 
forderlich, diese aus den 70er Jahren stammende Bestim- 
mung aufrechtzuerhalten. Sie erklärte sich im damaligen an- 
bieterbestimmten Markt dadurch, dass Makler seinerzeit 
öfters ohne Auftrag Immobilien vermittelten, von denen sie 
lediglich durch Privatanzeigen erfahren hatten. Mit der 
Iilseratensammlung sollte eine solche anstößige Geschäfts- 
praxis besser nachweisbar und im Endeffekt unterbunden 
werden. 

Zu Nummer 2 ($ 16 MaBV) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 )  

Mit der Änderung iin & 16 sollen die linmobilieninakler aus 
der Prufpflicht herausgenommen werden. 

Bei der Prufung nach Q 16 MaBV handelt es sich um eine 
Ubenvachungsaufgabe, die mgunsten der an $ich hierfür 
zustandigen Ordnungsamter auf private Prufer ubertragen 
wurde, die das Ergebnis der jahrlichen Prufung den Ord- 
nungsamtem mitzuteilen haben Diese ,.Prtvatisierung'" des 
Vollzuges der MaBV erfolgte zum etnen wegen der unzu- 
rei~l-ienden personellen Ausstattung der Ordnungsamter \o- 
wie mangels Fachwissens der dort tatigen Bediensteten, 
insbesondere brzuglich einer Prufimg der Bautiagei und 
Bdubetreuer (vgl die Gesetzesbegnilidiing auf Bundestags- 
drucksachen 71590 und 7/1989) Die Notwendigkeit einer 

intensiven Überwachung der Vorschriften der MaBV im 
Einzelnen ergibt sich vor allem aus der Tatsache, dass Ver- 
braucher, Bauträger, Baubetreuer sowie Anlagenvermittler 
Kundengelder anvertraut erhalten. Bei den Immobilieninak- 
lern ist dies regelmäßig nicht der Fall, so dass eine beson- 
dere Gefährdung der Kunden durch eine gewerbliche Tätig- 
keit in dieser Gruppe nicht besonders ausgeprägt. ist. Es 
geht daher bei der Überprüfung der Iminobilienmakler in 
erster Linie um die Einhaltung der allgemeinen Informati- 
onspflichten sowie der Snseratensammlung gemäß 8 13; 
letztere soll nunmehr entfallen. Vor diesem Hintergrund ist 
es gerechtfertigt, die kostenaufwändige jährliche Prüfung 
entfallen zu lassen. Falls sich dennoch Missstände ergeben 
sollten, könnte zu einem späteren Zeitpunkt wieder zu dem 
alten Rechtszl~stand zurückgekehrt werden. 

Die Anordnung einer Sonderprüfung aus besonderem An- 
lass gemäß $ 16 Abc. 2 bleibt weiterhin möglich. Damit 
können die Gewerbebehörden in einzelnen Fällen reagieren. 
bei denen sich Hinweise auf mögliche Missstände bei einein 
Immobilienmakler ergeben. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Ande- 
rung zu Buchstabe a. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Vierten Gesetzes 
für moderne Dienstleistungen 
a m  Arbeitsmarkt) 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 1 a) 

Artikel I Ia des Vierten Gesetzes fur moderne Dienstleistun- 
gen am Arbeitsmarkt regelt den Erstattungsausschluss be- 
züglich eines Teils der Unterkunftskosten für Empfanger 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im 
Hinblick auf das Gesetz über eine bedarfsorientierte Grund- 
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Da die 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung ab 
dem I. Januar 2005 im Zwölften Buch Sozialgesetzbuch ge- 
regelt sein wird, geht Artikel l la ,  der nach Artikel 61 
Abs. I des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt am 1. Januar 2005 in Kraft treten sollte, 
ins Leere und soll daher aufgehoben werden. 

Zu Nummer 2 (Artikel 16) 

21 Abs. 2 Nr. 7 WoFG soll nach Artikel 14 Mr. 3 und 3 
künftig den bisherigen $ 21 Abs. 2 Nr. 7 und 8 WoFG zu- 
sammenfassen; zudem wird die Glxndsichemng im Alter 
und bei Erwerbsminderung ab dem 1. Januar 2005 iin 
Zwolften Buch Sozialgesetzbuch geregelt sein, so dass 
Artikel 16 Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe ii und JJ des 
Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt ins Leere läuft. Die Vorschrift soll daher aufgehoben 
werden. 

Zu Nummer 3 (Artikel 25) 

Durch diese Änderungen sollen diejenigen Regelungen des 
Artikels 25 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis- 
tungen am Arbeitsmarkt aufgehoben werden, die durch 
Artikel 13 dieses Geset7entwurfs geimdert werden. Dies ist 
rechtsf61-mlich und aus Gründen der Rechtsklarhett geboten. 
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Zu Artikel 12 (Neufassung des Artikels 24 
des Gesetzes zur Einordnung 
des Sozialhilferechts in das 
Sozialgesetzbuch) 

5 21 Abs. 2 Nr. 7 WoFG soll durch Artikel 14 neu gefasst 
werden, so dass Artikel 24 des Gesetzes zur Einordnung des 
Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch anzupassen ist. 

Zu Artikel 13 (Anderung des Wohngeldgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Ändemng ist eine redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Yummer 2 ( 5  1 WoGG) 

Mit Ausnahme der nachfolgend erläuterten Änderungen 
entspricht die Vorschrift der des Artikels 25 Nr. 2 des Vier- 
ten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vom 24, Dezember 2003. Auf dessen Begründurlg wird im 
Cbrigen verwiesen. 

Mit der Neufassung des 3 1 WOGG sollen folgende Ände- 
rungen bewirkt werden: 

Die Oberschrift soll zukünftig anstelle der Tatsache, dass es 
zwei Arten des Wohngeldes (Miet- und Lastenzuschuss) 
gibt, neben dem Zweck des Wohngeldes herausstellen, dass 
5 1 WoGG insbesondere den Ausschluss der Transferleis- 
tungsempfanger vom Wohngeld regelt. 

4 1 Abs. 1 WoGG ist unverändert. 

Empfänger von Leistungen nach 5 1 Abs. 2 WoGG sind 
vom Wohngeld ausgeschlossen, d. h. sie haben keinen An- 
spmch auf Wohngeld. 

5 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 WoGG soll in einem neuen Buch- 
staben b um die anderen Hilfen in einer Anstalt, einem 
Heim oder einer gleichartigen Einrichtung. die den Lebens- 
unterhalt umfassen, ergänzt werden. Dies beruht auf Fol- 
gendem: 

2% Abs. I Satz 2 Bundesversorgungsgesetz (BVG) be- 
~timmt, dass, sofern die Hilfe nach Satz 1 der Vorschrift in 
einer Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen Einrich- 
tung oder in einer Einrichtung zur teilstationären Betreuung 
gewährt wird, sie den in der Einrichtung gewährten Lebens- 
unterhalt umfasst. Diese Regelung entspricht der im Jahr 
2004 noch geltenden Regelung zur Hilfe in besonderen 
Lebenslagen nach $ 27 Abs. 3 Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG). In diesen Fallen wird keine gesonderte Leistung 
für den Lebensunterhalt, d. h. keine erganzende Hilfe für 
den Lebensunterhalt nach 3 27a BVG, neben anderen Hilfe- 
leistungen ('2. B. Hilfe zur Pflege) gezahlt. 

So enthalten etwa die Hilfe zur Pflege nach Q 26c BVG und 
der Eingliederungshllfe nach 8 27d BVG in Einriclitungen 
Leistungen des Lebensunterh~lts Eine erganzende Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach 4 2'a BVG wird in diesen Fallen 
daher nicht erbracht. da der Lebensunterhalt bereits voll- 
itandig durch die Hilfe zur Pflege oder die Eingliedemngs- 
hilfe gedeckt 1st 

Nach der bisher vorgesthencn Regclung des $ I Abs. 2 
Satz 1 Kr. 4 WoGG wäre dieser Personenkreis nicht vorn 
Wohngeld ausgeschlossen, weil er keine Lelstungen der er- 

gänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem BVG er- 
~ä l t .  Dies ist nicht sachgerecht. weil der Lebensunterhalt die 
Kosten der Unterkunft nach 4 12 BSHG (ab 1. Januar 2005: 
$ 2'7 Abs. 1 SGB XII) einschließt. 27a BVG verweist aber 
i s  zum 31. Dezember 2004 auf Abschnitt 2 des BSHG 
5 12 BSHG), ab 1. Januar 2005 gilt entsprechend das Dritte 
Kapitel des SGB XI1 (P; 27 SGB XII). 

Durch die vorgesehene Einfugung fuhrt der Erhalt der Leis- 
tungen anderer Hilfen nach $25b BVG, die in einer Anstalt, 
cinem Heim oder einer gleichartigen Einrichtung oder in 
einer Einrichtung zur teilstationären Betreuung geuährt 
u-erden und Leistungen für den Lebensunterhalt enthalten, 
ebenfalls zum Ausschluss von Wohngeld. 

5 1 Abc. 2 Satz 2 WöGG soll teilweise neu gefasst werden: 

Die Einfügung des P; 7 Abs. 3 des Zweiten Buches Sozialge- 
setzbuch (SGB 11) beruht auf Folgendem: 

Nach der derzeit vorgesehenen Fassung des 5 1 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 WoGG ist geregelt, dass Empfanger von Ar- 
beitslosengeld I1 und Empfänger von Sozialgeld vom 
Wohngeld ausgeschlossen sind. Die Regelung in P; 1 Abs. 2 
Satz 2 WoGG, mit der auch andere Personen als Empfänger 
bestimmter Leistungen definiert werden, enthält keinen 
Hinweis auf andere zuin Haushalt des Leistungsempfangers 
nach dem SGB I1 gehörende Personen. 

Nach $ 9 Abs. 2 SGB I1 wird die Hilfebedürftigkeit eines 
Haushalts insgesamt festgestellt. Dabei werden die eigenen 
Einnahmen einer Person einer Bedarfsgemeinschaft zuerst 
zur Deckung des Bedarfs der jeweiligen Person berücksicll- 
tigt. Ein möglicherweise verbleibender Rest wird dann auf 
den Bedarf der anderen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft 
angerechnet. 

Daher kann es vorkommen, dass ein Mitglied oder mehrere 
Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft keine Leistungen 
nach dem SGB 11 erhalten, dennoch aber v~eiterhin zur Be- 
darfsgemeinschaft gehören. Da auch ihr Anteil an der Miete 
und ggf. ihre Einnahmen bei der Berechnung der einzelnen 
Leistungen der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft berück- 
sichtigt werden, ist der Ausschluss auch dieser Personen 
vom Wohngeld sachgerecht. 

Um dies zu erreichen, wird in die Aufzählung der ebenfalls 
als Empfanger der Leistungen nach tj 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
WoGG geltenden Ptsrsonen in I Abs. 2 Satz 2 WoGG der 
Verweis auf 4 7 Abs. 3 SGB If aufgenommen. wodurch alle 
Personen einer Bedarfsgemeinschaft nach dem SGB I1 er- 
fasst werden. 

Der Verweis auf 19 Abs. 3 SGB XI1 ist zu streichen, well 
diese Vorschrift nur Leistungen des SGB XI1 betrifft, die 
nicht Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt oder der 
Grundsichemng im Alter und bei Erwerbsm~ndening sind; 
deshalb werden auch bei der Berechnung kelne Kosten der 
Cnterkunft bemckslchtigt Ein Ausschluss in diesen Fällen 
ist nicht sachgerecht 

Mit der Einfugung der Wörter .,die bei der gemeinsamen Er- 
mittlung ihres  der des Bedarfs der Empfänger nach Satz 1 
berücksichtigt worden sind"" in 4 1 Abs. 2 Satz 2 WoCG 
a. E. soll Folgendes bcwirkt werden: 

Unter Umständen mindern Elnnaliinen einer Person Im Rah- 
men des 4 43 Abs 1 SGB XI1 zwar die Leistung der Grund- 
sicherung irn Alter und bei Emerb\minderung eines Part- 
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ners; jedoch werden diese Personen nicht bei der gemeinsa- 
men Bedarfsberechnung beriicksichtigt. Dies ist der Fall, 
wenn z. B. bei einem Ehepaar der Ehemann einen Antrag 
auf Leistung von Gmndsicherung stellt und auch leistungs- 
berechtigt ist, die Ehefrau aber aufgrund eigener hoher Ein- 
künfte keinen solchen Antrag stellt (und auch nicht an- 
spruchsberechtigt wäre). Der sich bei der separaten Bedarfs- 
berechnung ergebende Überschuss (beim Einkommen der 
Ehefrau) wird auf den Bedarf des (bedürftigen) Ehegatten 
angerechnet und verringert so dessen Grundsichemngsleis- 
tung. Da in diesen Fällen die Kosten der Unterkunft in der 
Bedarfsberechnung des bedürftigen Antragstellers vollstän- 
dig berücksichtigt sind (d. h. auch der theoretische Anteil 
des nicht berechtigten Partners, der damit bei der Bedarfser- 
inittlung des Empfangers einer Leistung nach Absatz 2 
Satz 1 berücksichtigt worden ist), ist es sachgerecht, den 
beim Bedarf des Empfangers nach Satz 1 Berücksichtigten 
vom Wohngeld auszuschließen. 

Neu eingefugt wird 8 1 Abs. 2 Satz 3 WoGG, nach dem als 
Empfanger einer Leistung nach Satn'Absatz 2 Satz 1 auch 
die Personen gelten, deren Leistungen aufgmnd einer Sank- 
tion weggefallen sind. 

Nach $ 2 7  Abs. 4 WoGG wird Wohngeld nur gewährt, 
wenn nicht für denselben Zeitraum andere Leistungen nach 
$ 1 Abs. 2 Satz 1 WoGG „empfangen" werden. Nach dem 
Zweiten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch bestehen 
derzeit jeweils Möglichkeiten, die dort geregelten Leis- 
tungen bei wiederholten Pflichtverletzungen zu kürzen 
bzw. -- mithin nur temporär - vollständig wegfallen zu 
lassen ($$ 31, 32 SGB 11, $ 39 Abs. 1 SGB XII). Die 
Betroffenen bleiben dann zwar gmndsätzlich nach dem je- 
weiligen Transferleistungsgesetz anspruchsberechtigt, emp- 
fangen in diesem Moment jedoch tatsächlich keine Geld- 
leistung mehr. Da in diesen Fällen Unklarheit besteht, ob 
Betroffene o. g. Leistungen „empfangenb' (was eine Wohn- 
geldberechtigung nach sich zöge), ist eine gesetzliche 
Klarstellung des Ausschlusses auch in Fällen von Sanktio- 
nen angezeigt. Auch wenn derzeit nur Sanktionstatbe- 
stände in1 Zweiten und Zwölften Buch des Sozialgesetz- 
buches existieren, bezieht sich der Wortlaut des Satzes 3 
auf alle Leistungen nach Satz 1 ,  da nicht auszuschließen 
ist, dass zukünftig entsprechende Regelungen auch in an- 
dere Leistungsgesetze aufgenoinmen werden. Der weite 
Wortiaut verhindert, dass dann das Wohngeldgesetz wie- 
deruni geändert werden inuss. insoweit wird es hingenom- 
men, dass die Regelung des Satzes 3 für die Leistungen 
nach $ 1 Abs. 2 Satz I Yr. 2, 3, 5 und 6 WoGG bis dahin 
ohne Wirkung ist. 

Der Ausschluss ist sachgerecht, da es dem Willen des 
Gesetzgebers entspricht, Sanktionsmöglichkeiten der Leis- 
tungsgesetze nach 5 I Abs. 2 Satz I 'IYoCG nicht zu konter- 
karieren. Die Sanktionssysteme nach den $$ 31 und 32 
SGB 11 und 3 39 Abs. 1 SGB XI1 belegen, dass die Sanktio- 
nen nur bei wiederholten Pflichtverletzungen und mit diver- 
sen Abstuftingen sehr differenziert zum Einsatz kommen. 
Der vollständige Wegfall der Leistungen erfolgt allenfalls 
als letztes Mittel, wobei soziale Verpflichtungen und Härten 
(z. B. 5 3 1 Abs. 3 Satz 3 und 4, Abs. 5 SGB 11, 4 26 Abs. I 
SCiB XII) berücksichtigt werden. Anderweitige Sozialleis- 
tungen sind ausgeschlossen (vgl. z. B. 3 3 1 Abs. 6 SGR 11). 
Ein Anspruch auf Wohngeld widerspräche dem Gebot der 
Systemgerechtigkeit. 

Nicht erfasst von der Regelungswirkung des Satzes 3 wer- 
den die Fälle der fehlenden Mitwirkung nach den $$ 60 ff. 
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGB I). 

Nicht erfasst sind ebenfalls die Fälle des Verzichts (S 1 
Abs. 5 WoGG) auf die Leistungen nach 4 1 Abs. 2 Satz 1 
WoGG im Falle einer Sanktion. Das grundsätzliche Wahl- 
recht zwischen der Berechtigung nach einem Leistungsge- 
setz nach 1 Abc. 2 Satz 1WoGG und der des WoGG geht 
dem Satz 3 vor. 

Kicht erfasst sind die Fälle, in denen - neben der Leistung 
der eigentlichen Transferleistung (z. B. dem Arbeitslosen- 
geld 11) - lediglich die Kosten der Unterkunft (KdU) auf- 
gnind deren Unangemessenheit nicht mehr geleistet wer- 
den. Hintergrund ist die ständige Rechtsprechung des Bun- 
desvemaltungsgerichts, wonach im Rahmen der Sozialhilfe 
nach dem BSHG der Sozialhilfeträger berechtigt war, einem 
Hilfesuchenden, der die Übernahme unangemessener hoher 
Unterkunftskosten begehrt, auf den Bezug einer geeigneten 
kostenangemessenen Unterkunft zu verweisen. Ein An- 
spruch auf Leistung der KdU ist dann weder in voller Höhe 
noch in teilweiser Höhe, die fur eine angemessen teure 
Wohnung aufzubringen wären, gegeben (3 12 Abs. 1 Satz 1 
BSHG, 3 Abc. 1 Satz 2 RegelsatzVO). Die darin liegende 
Beschränkung des Hilfeanspruchs ist im - sozialhilferecht- 
lichen - Bedarfsdeckungsgmndsatz angelegt; nach diesem 
Grundsatz darf kein ungedeckter Bedarfsrest hinsichtlich 
der Unterkunftskosten übrig bleiben (vgl. BVenvG vom 
27. Juni 2002 - 5 C 651 01 - [NJW 2003, 1571, vom 30. Ok- 
tober 2002 - 5 C 111 01 - [FEVS 55, 1211, vom 29. Oktober 
1997 - 5 C 91 97 -, vom 9. April 1997 - 5 C 2/ 96 - [ZFSHI 
SGB 1998, 441). Die Rechtfertigung des mit Satz 3 - neu - 
nicht gegebenen /2usschlusses dieser Transferleistungs- 
empfanger (und damit der Berechtigung zur Leistung von 
Wohngeld) liegt darin, dass eine sozialhilferechtliche Unan- 
gemessenheit der KdU im Whngeldrecht über Miethöchst- 
beträge Beachtung findet. Eine mit einer Sanktion nach 
Satz 3 - neu - vergleichbare Situation liegt hier nicht vor. 

Im Einzelnen 

Von Satz 3 erfasst werden alle in $ 1 Abs. 2 Satz I und 2 
WoGG genannte Personen. Erfasst werden sämtliche Leis- 
tungen des Satzes 1. Der Ausdruck „SanktionL' entstammt 
dem SCB 11. Sanktionen im Sinne des Satzes 3 sind dem- 
nach die Folgen wiederholter, schuldhafter Pflichtverletzun- 
gen nach dem jeweiligen Leistungsgesetz, wenn dieses zum 
Wegfall oder zur Kürzung der Leistung auf Null fuhrt. Eine 
eigenständige Psiifung, ob tatsächlich eine solche Pflicht- 
verletzung vorgelegen hat. durch die Wohngeldstelle erfolgt 
nicht. 

Der ehemalige Satz 3 ist nunmehr Satz 4, dies stellt eine re- 
daktionelle Folgeänderung dar. 

4 1 hbs. 2 Satz 4 (vorher Satz 3) U70GG soll lediglich re- 
daktionell zur einheitlichen Verwendung der Gesetzesbe- 
griffe angepasst werden („Leistungen" statt .,Leistungd). 

i\ 1 Abc. 4 WoGG wird verständlicher gefasst. 

Mit dem neuen # 1 Abs. 5 WoGG sollen die Rechtsfolgen 
des Verzichts auf eine Transferleistung geregelt werden. 

Die Sozialleistungen begehrenden Personen sollen ~elbs t  
entscheiden kbnnen, ob sie Rohngeld nach dem Wohngeld- 

oder clne Transferleistung beanspruchen wollen. Bei 
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Transferleistungen, die bereits beantragt sind oder hin- 
sichtlich deren sonst ein Vemaltungsverfabren eingeleitet 
worden ist oder die bereits geleistet werden, sperrt ji 1 
Abs. 2 WoGG die Inanspmchnahme des Wohngeldes. Inso- 
weit müssen die Berechtigten nach 5 46 Abs. 1 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB I) auf die Transferleistung 
verzichten, wenn sie (für sich, die Angehörigen der Bedarfs- 
gemeinschaft oder die sonst bei der Transferleistung zu be- 
rücksichtigenden Personen) Wohngeld erhalten wollen. 
Nach § 46 Abc. 2 SGB I ist der Verzicht aber U. a. dann un- 
wirksam, wenn durch ihn unter anderem andere Leistungs- 
träger belastet werden. Durch die neue Regelung des $ 1 
Abs. 5 WoGG soll die Anwendung des 4 46 Abs. 2 SGB I 
für diesen Fall ausgeschlossen werden. Damit tritt die Un- 
wirksamkeit des Verzichts nicht deshalb ein, weil u. a. ein 
anderer Leistungsträger hinsichtlich der Unterkunftskosten 
belastet wird. 

Zu Nummer 3 (4 7 Abs. 1 und 4 WoGG) 

Mit Ausnahme der nachfolgend erläuterten Anderungen 
entspricht die Vorschrift der des Artikels 25 Nr. 5 des Vier- 
ten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vom 24. Dezetnber 2003. Auf dessen Begründ~mg wird im 
Übrigen verwiesen. 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung in Absatz 1 stellt lediglich die Anwendung 
des § 8 WoGG klar. 

Zu Buchstabe b 

Absatz 4 regelt Berücksichtigungen von Miete und Miet- 
höchstbeträgen in Mischhaushalten. In Mischhaushalten, 
dass sind Haushalte, die aus zum Haushalt rechnenden Fa- 
milienmitgliedern und nach § 1 Abs. 2 WoGG vom Wohn- 
geld ausgeschlossenen Familienmitgliedern bestehen, gibt 
es für die Zuordnung der Höchstbeträge nacb $ 8 Abs. 1 
WoGG für den wohngeldberechtigten Haushaltsteil zwei 
Alternativen: zum einen kann ganz formal auf die jeweilige 
Größe des wohngeldrechtlichen Haushalts (d. h. die Anzahl 
der zum Haushalt rechnenden Familienmitgliedern) abge- 
stellt werden (Beispiel I) zum anderen ist die Beachtung des 
nur kopfteiligen Anteils im Verhältnis zur Große des Misch- 
haushalts möglich (Beispiel 2). 

Beispiel 1 

Familie: iVutter und Vater nach $ 1 Abs. 2 WoGG ausge- 
schlossen, ein volljähriger Sohn; 

Sohn nicht vom Wohngeld ausgeschlossen, Mietenstufe 4, 
Bczugcfert~gkeit 1980 

Sohn wäre wohngeldrechtlicb ein Ein-Persoi~en-Haushalt: 

Höchstbetrag nach Tabelle (Alleinstehender) 265 Euro. 

Beispiel 2 

Merkmale wie Beispiel 1 

Sohn ist Teil eines Drei-Perqanen-Mischhaushalts 

Fföchstbctrag nach Tabclle (Drei-Personen- 
Haushalt): 420 Euro 

davon 113 für den Anteil des Sohnes 1 40 Euro. 

3ie Differenz zwischen den Ansprüchen ist mithin erheb- 
ich. 

Die Höchstbeträge nach 5 B Abs. 1 WoGG sind für kleinere 
Haushalte im Verhältnis zu größeren Haushalten höher, da 
Vebenräume (z. B. Küche, Bad, Flur) auch in kleineren 
Wohnungen zur Verfügung stehen müssen; dieses löst regel- 
mäßig höhere Kosten aus. In größeren Hausl-ialten nutzen 
mehrere Personen naturgemäß gleiche Nebenflächen, so 
dass die Wohnnutzung insgesamt kostengünstiger ist. So 
liegt der Fall auch in Mischhaushalten: hier nutzen (wohn- 
geldberechtigte) zum Haushalt rechnende Fainiliemitglieder 
die Wohnung zusammen mit den vom Wohngeld ausge- 
schlossenen Familienmitgliedern. 

Ein Abstellen auf die Größe des wohngeldrechtlichen Haus- 
halts nach $ 7 Abs. 1 WoGG allein aus formalen Gründen 
erscheint deshalb nicht sachgerecht. 9 7 Abs. 4 Satz 3 
WoGG bestimmt daher die kopfteilige Ermittlung des Miet- 
höchstbetrages. Das nicht vom Wohngeld ausgeschlossene 
Familienmitglied wird dadurch im Vergleich zur Wohngeld- 
berechtigung der gesamten Familie nicht schlechter gestellt, 
da ihm in diesem Fall auch nur der theoretische Anteil pro 
Kopf zugerechnet wird. 

Durch die Berücksichtigung nur kopfteiliger Höchstbeträge 
werden ungerechtfertigte Wohngeldmehrausgaben vermie- 
den. 

Satz 1 in der Fassung nach Artikel 25 Nr. 5 Buchstabe b des 
Vierten Gesetzes fur moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt tom 24. Dezember 2003 bedarf der Klarstellung, 
dass ein Abstellen auf die „Gesamtzahl der Bewohner" 
nicht vorgesehen ist. Denn der Begriff „Bewoliner" umfasst 
alle im Haushalt wohnenden Personen, mithin auch Nicht- 
Familienangehörige (z. B. Untermieter). 

Als Ausgangsgröße für die anteilige Berechnung bei Misch- 
haushalten wird nunmehr auf Grundlage einer Legaldefini- 
tion (zum Haushalt rechnende Familienmitglieder und nach 
4 1 Abs. 2 woGG vom Wohngeld ausgeschlossene Fami- 
lienmitglieder) die Gesamtzahl der Personen eines solchen 
Mischhaushalts festgelegt. Damit stellt der Begriff „Misch- 
haushalt" den Oberbegriff fur Haushalte dar, in welchen ne- 
ben wohngeidberechtigten Familienmitgliedern auch nicht 
wohngeldberechtigte Familienmitglieder leben. Alle dort 
wohnenden Familiennlitglieder bilden die Gesamtzahl der 
Personen des Mischhaushalts. 

Durch die Definition wird nur noch diejenige Personen- 
gruppe erfasst, welche als Familienmitglieder (§ 4 Abs. 1 
bis 3, 5 WoGG) und ohne - lediglich theoretisch - die Be- 
achtung \ion 5 I Abs. 2 WoGG einen wohngeldrecl~tlichen 
Hausbalt bilden würden. Sonstige Personen, welche auch 
ohne Beachtung des fJ 1 Abs. 2 WoGG nicht zu diesen Fa- 
milienmitgliedern gehären würden (2. B. Untem~ieter), wer- 
den nunmehr für die Ermittlung der anteiligen Miete oder 
Belastung nicht mehr erfasst. 

Satz 2 wird aus Klarstellungsgründen dein übrigen Wortlaut 
der Norm angepasst. Inhaltlich entsprechen „Leistungen der 
Familienmitglieder, die Leistungen nach 4 1 Abs. 2 empfan- 
gen" uneingeschränkt den „Leistungen der nach $ 1 Abs. 2 
vom Wohngeld ausgeschlossenen Fainilieninitglleder'". 

Satz3 bestimmt, dass in Mischhaushalten für die zum 
(wohngeldrechtlichen) Haushalt rechnenden Familienmlt- 
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glieder die Höchstbeträge nach 3 8 Abs. 1 WoGG nur in 
Höhe des Anteils der zum Haushalt rechnenden Familien- 
mitglieder an der Gesamtzahl der Personen des Mischhaus- 
halts zu berücksichtigen sind. Die Berücksichtigung der 
hliethöchstbeträge erfolgt somit nur kopfteilig. Die Festle- 
gung der Maßgeblichkeit der Gesamtzahl der Personen der 
M~sclihaushalte nach Satz 3 a. E. - neu - ist für die Berech- 
nung des verminderten Höchstbetrages notwendig, da als 
Grundlage der Berechnung zuerst der ,4usgangshöchst- 
bctrag bestimmt werden muss. 

Xusgangswert der Berechnung nach Satz 3 ist danach der 
„Gesanit"-Höchstbetrag, wobei die Gesamtzahl der Perso- 
nen des Mischhaushalts fur die Berechnung den zum Haus- 
halt rechnenden Familienmitgliedern in $ X Abs. 1 WoGG 
- erste senkrechte Spalte - fiktiv gleichgesetzt wird. Dieser 
Gesamt-Höchstbetrag kann nun durch die Anzahl der Perso- 
nen des Mischhaushalts dividiert und anschließend mit der 
Anzahl der zum Haushalt rechnenden Familieninitgliedern 
m~iltipliziert werden. 

Beispiel 3 

Merkmale wie Beispiel 1 

1. Gesamtliöchstbetrag der Gesamtzahl der Personen 
des Mischhatishalts (entsprechend einem 
Haushalt init drei Familienmitgliedern nach 
$ 8 Abs. 1 WoGG): 420 Euro 

2. Division durch die Gesamtzahl der Personen 
des Mischhaushalts (: 3) 140 Euro 

3. Multiplikation init der Anzahl der zuin 
Haushalt rechnenden Familicnin~tglieder 
( X  1) 140 Euro. 

Zu Nummer 4 ($ 10 Abs. 2 WoGG) 

Mit Ausnal-ime der nachfolgend erläuterten Änderungen 
entspricht die Vorschrift der des Artikels 25 Nr. 6 des Vier- 
ten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vom 24. Dezember 2003. Auf dessen Begründung wird im 
iibrigen verwiesen. 

Zu den Buchstaben a und b ($ 10 Abs. 2 Nr. 1.2 und 
1.10 WoGG) 

Wach dem bvihertgen 4 I0 Abs 2 Tt'r 1 2 WoGG gehorten 
einkommensabhai>gtge Renten nach dem Bundesversor- 
gtingsgesetz (BVG) und nach Gesetren, die auf das BVG 
verweisen, zum Jahreseinkommen Diese Renten sind nach 
+ 3 h r  6 des E~nkoininensteuergesetzes (EStG) steuerfiei 
Durch den zum 1 Januar 2004 in Kraft getretenen $! 10 
Ibs 2 h r  1 10 WoGG sollten daruber hinaus auch die ubri- 

gen nach 0 3 Nr 6 EStG steuerfreien Bezuge in den Ein- 
kointncnskatalog aufgenommen %erden Dazu gehoren 
7 B Urtfallfuisorgeleistungen an Beamte nach den 66 32 
bti 35 des Bea~ntenverscigungsgesetzes (BeamtVG!, Unter- 
h'tltibertrage nach den $6 40 und 41 BeaintVG sowie 
D~enstbcscl1adigungs~~ol1renten nach der Versorgungsord- 
nung dei hationalen Volhsarmee (vgl R 8 Abc 2 der Lohn- 
\teuer-Riclitlin~en 2004) Aus Grunden der Uberstchtlich- 
ltcit werden 4 10 Abc 2 Nr 1 2 lind 1 10 nunmehr msam- 
inengefasst Bezuge, die aufgrund der Dienstzeit gewnhrt 
"verden lind deshalb nach 9 3 Nr 6 EStG nicht steuerfrei 

sind, zählen bereits nach 3 10 Abs. 1 WoGG zum Einkom- 
men. Leistungen, wie z. B. Grundrenten. die wegen ihrer 
Einkommensunabhängigkeit nach 5 10 Abs. 1 Nr. 1.2 schon 
bisher nicht zu den wohngeldrechtlichen Einnahmen gehö- 
ren, bleiben bei der Einkoinmensemittlung außer Betracht. 

Zu Buchstabe c (3 10 Abs. 2 Nr. 1.11 WoGG) 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Zu Buchstabe d ($ 10 Abs. 2 Nr. 5.1 WoGG) 

Nummer 5.1 bezieht sich nunmehr auf Bezüge, die nicht 
von zum Haushalt ( 5  4 Abs. 2 WoGG) oder nicht zum 
Mischhausl-ialt (# 7 Abs. 4 Satz 1 WoGG) rechnenden Per- 
sonen gewährt werden. 

Hintergrund der Regelung ist, dass auch Bezüge (z. B. Zu- 
wendungen in Form von Nahrungsmitteln, Kleingeschen- 
ken usw.) innerhalb von Mischhaushalten von der Anrech- 
nung bei der Einkommensermittluiig ausgeschlossen blei- 
ben sollen. Damit werden die aufgrund der Regelung des 
3 1 Abs. 2 WoGG entstehenden - lediglich rechtlich - ge- 
trennten Haushalte weiterhin so behandelt, als wären sie ein 
wohngeldrechtlicher Haushalt. Das ist sachgerecht, da allein 
die nur rechtliche Aufspaltung des Haushalts keine Ände- 
rungen der tatsächlichen Verhältnisse mit sich bringt, wel- 
che das Familienleben im Rahmen des gemeinsamen Wirt- 
schaften~ unter geringfGgigem Austausch von Geld- und 
Sachleistung verändern würde. Eine Anrechnung von Bezü- 
gen soll somit nur dann erfolgen, wenn sie von Personen 
außerhalb des eigentlichen Haushalts (im Sinne des wohn- 
geldrecbtlichen Haushalts und des Mischhaushalts) er- 
folgen. 

Zu Buchstabe e ( 5  10 Abs. 2 Kr. 7 WoGG) 

Nummer 7 erfasst die zuin Lebensunterhalt bestimmten 
Leistungen der Hilfen nach tj 1 Abs. 2 Satz 1 WoGG. Hin- 
tergrund der Regelung ~ s t ,  dass beim Wechsel in eine Trans- 
ferleistung wahrend eines laufenden Monats ein Betroffener 
bereits die .,Haupts-Transferleictung (z. B Arbeitslosengeld 
11 oder Sozialhilfe) erhalt, aufgrund der bereits erfolgten 
Bezahlung der Miete die Kosten der Unterkunft aber (noch) 
nlcht benicksichtigt werden Ein Bedarf beruglich der Kos- 
ten der Lnterkunft (Kdli) wlrd im Rahmen der Transferleis- 
tung dann regelinaßig verneint Da in diesen Fallen das 
zweite - zum Ausschluss nach 4 1 Abs 2 WoGG fuhrende - 
Merkmal, nainlich die Berucksichtigung der KdU nicht ge- 
geben rst, smd Betroffene fur den Zeitraum der Nichtbe- 
rucksichtigung nicht vom Wohngeld ausgeschlossen Da sie 
jedoch bereits Einnahmen aus der Transferleistung haben, 
ist es sachgerecht, die zum Lebensunterhalt bestimmten 
Leistungen nach I Abs 2 Satz 1 WoGG zuin Einkoinrnen 
zu rechnen In den Fallen des 41 1 Abs 2 Satz I Nr 6 WoGG 
(Leistungen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII)) gelten die Leistungen des notwendigen Unter- 
halts als die 7uin Lebensunterhalt best~minten Leistungen 
Betroffen sind damt notwendige Uirterhdltsletstungen nach 
C. 13 Abs 3 S a t ~  2, Q 19 Abs 3, 4 21 Satz 2, b 39 Abc I 
und b 41 4bs 2 SGB V111 

Von der Anrechcmg uinfasit sein sollen lediglich Leistun- 
gen mit dem Cliaiakter einer „laufenden" Zahlung, d h 
grundsatzlich wiederkehrende Leistiingen Dtcsen Charok- 
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ter haben auch solche Leistungen, die z. B. als Hilfe zum 
Lebensunterhalt für nur einen Monat gewährt werden, je- 
doch nur, weil lediglich für diesen Monat Bedürftigkeit vor- 
lag. Einmalige Hilfen. Bedarfe und Ähnliches, insbesondere 
nach $ 3 1 SGB X I  (einmalige b%70hnungseinrichTungen, 
SchwangerschaftsausstaMingen und Hilfen für Klassen- 
fahrten) haben diesen Charakter nicht, da sie grundsätzlicl~ 
einmalige Leistungen sind. Dies gilt auch dann, wenn sie 
unter Umständen aufgrund einer Mehrzahl von Kindern 
zwei- oder dreimal oder jährlich wiederkehrend gewährt 
werden. 

Erfasst werden sollen auch die Fälle, in denen im Rahmen 
einer Transferleistung (z. B. dem Arbeitslosengeld 11) ledig- 
lich die KdL aufgrund deren Lnangemessenheit nicht mehr 
geleistet werden. Aufgrund des dann gegebenen Anspruchs 
auf Wohngeld (vgl. Begründung zu Nummer 2, 1 Abs. 2 
Satz 3) ist Nummer 7 die Rechtsgrundlage für die Anrech- 
nung der zum Lebensiinterhalt bestimmten Leistungen nach 
$ 1 Abs. 2 Satz 1 WoGG zum Einkommen bei der Wohn- 
geldbewilligung. 

Zu den Buchstaben f und g ($ 10 Abs. 2 Nr. 8 und 9 
WoGG) 

Diese Änderungen stellen redaktionelle Folgeänderungen 
dar. 

Zu Nummer 5 19 26 Abs. 4 LVoGG) 

In Nummer 5 wird als notwendige Folgeänderung aus 
Nummer 9 Buchstabe b die Belehmngspflicht in $ 26 
Abs. 4 Satz 1 WoGG um die Mitteilungspflicht nach $ 30 
Abs. 4a Satz 1 WoGG - neu - ergänzt. 

Zu Nummer 6 ($27 Abs. 5 WoGG) 

Der neue $ 27 Abs. 5 WoGG soll eine spezielle Regelung 
für den Fall treffen, dass die Wohngeldbewilligung nach 
$ 30 Abs. 4 kToGG - neu - unwirksam wird und der Antrag 
auf Wohngeld vor Ablauf des auf die Kenntnis der Unwirk- 
samkeit folgenden Kalendermonats gestellt wird. Für diesen 
Fall soll der neue 4 27 Abs. 5 UroGG bewirken, dass der 
Bewilligungszeitrauin eines neuen Whngeldbescheides 
direkt im Anschluss an den Eintritt der Unwirksamkeit des 
alten Wohngeldbescheides beginnt. 

Zu Nummer 7 ( 5  28 Abs. I WoGG) 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Buchstabe b 

Mit Ausnahme der nachfolgend erläuterten Anderungen 
entspricht die Vorschrift der des Artikels 25 Nr. S des Vier- 
ten Gesetzes für moderne Dienstleiqtungen am Arbeitsmarkt 
vom 24. Dezember 2003. iZuf dessen Begrund~ing wird im 
Ubrigen verwiesen. 

Buchstabe a Doppefbuchstabe bb 

Dle Erweiterung um die Personengruppe der zum Haushalt 
rechnenden Familienmitglieder folgt aus der Reglung des 
Satzes 2, nach dein der M~etzuschuss unter den dort genann- 
ten Bedingungen anch an Turn Haushalt rechnende Farni- 
Iicnm~tglieder gezahlt werden kmn. Insoweit ist e* nicht 
sachgerecht, den Antragsteller lediglich in den Fdllen der 
Zahlung der l/lletzuschusses an den Empfänger der Miete 

7u benachrichtigen. Die Erweiterung des Satzes 3 n. F. ver- 
~flichtet die Wohngeldstelle nunmehr auch zur Unterrich- 
tung, wenn die Zahlung an zuin Haushalt rechnende Fami- 
lienmitglieder erfolgt. 

Zu Nummer 8 ($ 29 Abs. 1 , 3  und 4 WoGG) 

'Mit Ausnahme der nachfolgend erläuterten hdeningen 
entspricht die ?rorschrift der des Artikels 25 Nr. 9 des Vier- 
ten Gesetzes fur moderne Dienstleistungetl am Arbeitsmarkt 
vom 24. Dezember 2003. Auf dessen Begründung wird im 
iiibrigen verniesen. 

Die Neuregelung stellt klar, dass eine Veränderung des Ein- 
kommens iin Rahmen des $ 2 9  WoGG auch dann beachtlich 
sein soll. wenn diese aufgrund einer Veränderung der Zahl 
der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder erfolgt. In 
Absatz 1 betrifft diese Regelung Einnahmeverringerungen, 
in Absatz 3 Einnahmeerhöhungen. 

Erfasst werden dadurch - neben Veränderungen durch Aus- 
oder Einzug von Fainilienmitgliedern - auch die Fälle des 
Hereinwachsens aus einer Transferleistung, da dieses zur 
Veränderung der Zahl der zum (wohngeldrechtlichen) Haus- 
halt rechnenden Familienmitgliedern führt. Die Änderung 
zu Absatz 1 betrifft lediglich Fälle des Auszugs eines Fami- 
lienmitgliedes, da im Falle des Ausschlusses nach $ 1 
Abs. 2 WoGG die Bewilligungen aufgmnd der gesetzlichen 
Bedingung nach 5 30 Abs. 4 WoGG unwirksam werden; die 
Beachtung der geänderten Umstände erfolgt dann auf An- 
trag nach $ 2 7  Abs. 5 WoGG. 

In Absatz 4 wird das mitteilungspflichtige Merkmal der 
Einnahinenerhöhung (Nr. 2) konkretisiert. 

Zu Nummer 9 ($30 Abs. 4 und 4a WoGG) 

Mit Ausnahme der nachfolgend erläuterten Änderungen 
entspricht die Vorschrift der des Artikels 25 Nr. 9a des Vier- 
ten Gesetzes für moderne Dienstleistungen ain Arbeitsmarkt 
\om 24. Dezember 2003. Auf dessen Begründung wird im 
Gbrigen verwiesen. 

Zu Buchstabe b 

Die neue Vorschrift des 3 30 Abs. 4, 4a und 5 WoGG soll 
regeln, dass die Leistung von Wohngeld zeitnah dann endet, 
wenn Familienmitglieder, die bei der Berechnung des 
Wohngeldes berücksichtigt worden sind, nach Bescheider- 
teilung Empfänger einer der in $ 1 Abc. 2 WoGG genannten 
Leistungen werden. Damit soll bewirkt werden, dass die 
Kosten der Unterkunft bei der Berechnung der materiell- 
rechtlich einschlägigen Sozialleistung berücksichtigt wer- 
den und infolgedessen der zuständige Sozialleistungsträger 
mit den entsprechenden Ausgaben belastet wird. 

Der 4 30 Abs 4 und 4a WoGC regelt einerseits, dass die 
Bewilligungsbescheide kraft Gesetzes auflosend bedingt 
sind, andererseits dam~t %erknupfte Mitteilungspfllchten des 
Wohngsldempiangers tind der Famihenmitglieder Der 
Bewrlligungsbescheid w~rd nach 4 30 Abs 4 Satz I WoCG 
- neu - itnwirksam, wenn er nachtraglich der Reyelungsaus- 
sage des i\ 1 Abs 2 WoGG widersprtcht. Die Wohngeld- 
stelle hat in diesein Fall auf Antrag eine Entscheidung auf 
der Grundlage der %eränderten Verhaltnisse zu treffen Den 
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Beginn des neuen Bewilligungszeitraun~es im Fall eines 
Antrages soll der neue $ 27 Abs. 5 WoGG regeln. 

Der neue Absatz 4 Satz 1 soll regeln, dass die Unwirksam- 
keit eines Bewilligungsbescheides krafi Gesetzes eintritt, 
wenn ein bei der Berechnung des Wohngeldes berücksich- 
tigtes Fainilienmitglied vom Wohngeld nach $ 1 Abs. 2 
WoGG ausgeschlossen ist. Diese Unwirksamkeitsregelung 
stellt eine gesetzliche auflösende Bedingung dar. Sie soll 
bewirken, dass alle Bewilligungsbescheide von Gesetzes 
wegen auflösend bedingt sind. Die auflösende, die Unwirk- 
samkeit des Bewilligungsbescheides verursachende Bedin- 
gung tritt ein. uenn ein bei der Berechnung des Wohngeldes 
berücksichtigtes Familienmitglied nach $ 1 Abs. 2 WoGG 
vom Wohngeld ausgeschlossen ist. Eines gesonderten Auf- 
hebungsvemaltungsaktes bedarf es nicht. 

Absatz 4 Satz 2 soll den Zeitpunkt bestimmen, zu dem die 
Unwirksamkeit des Bewilligungsbescheides eintritt. Er ent- 
spricht im Hinblick auf die Regelung des maßgeblichen 
Zeitpunktes dem geltenden 5 29 Abs. 3 Satz 1 woGG. 

Absatz 4 Satz 3 soll den Zeitpunkt der Änderung der Ver- 
hältnisse klarstellen. Angeknüpft werden soll an den Beginn 
des Zeitraumes, in dem das Familienmitglied nach 3 1 
Abs. 2 WoGG vom Wohngeld ausgeschlossen ist, nicht an 
den Zeitpunkt, in dem der Betroffene hiervon Kenntnis er- 
langt hat oder bätte erlangen können. 

Absatz 4 Satz 4 dient der Rechtsklarheit im Interesse der 
Betroffenen. Da im Falle des Eintritts der gesetzlichen Be- 
dingung kein gesonderter AuIhebungsvcmaltungsakt er- 
geht, soll er über die Unwirksamkeit des Bewilligungsbe- 
scheides infornliert werden. 

Absatz 4a Satz 1 soll die Verpflichtung des Wohngeldemp- 
fangers zur Mitteilung der Tatsachen regeln, die einen Aus- 
schluss eines bei der Berechnung des Wohngeldes berück- 
sichtigten Familienmitgliedes nach $ 1 Abs. 2 WoGG vom 
Wohngeld begründen, damit die Wohngeldstelle Kenntnis 
vom Eintritt der gesetzlichen Bedingung erlangt. 

Absatz 4a Satz 2 soll die Pflicht der Familienmitglieder 
regeln, die in Absatz 4 Satz 1 genannten Tatsachen dem 
\%hngeldempfanger mitzuteilen, damit dieser die zuständi- 
gen Stellen benachrichtigen kann. 

Zu Buchstabe c 

Die Neufassung des 5 30 Abs. 5 WoGG ist eine Folgeiinde- 
rung aufgntnd des neuen $30  Abs. 4 WoGG. 

u Nummer 10 ($35  hbs. 2 WoGGj 

4ufgrund des ~niusschlusses der Transferleistungsempfanger 
vom Wohngeld nach 3 1 Abs 2 UoCiG werden ab 1 Januar 
2005 Mischhaushalte entstehen, das sind Haushalte, in de- 
nen ein Teil der Fainilienrnitgliedcr wohngeldberechtigt ist. 
andere Familienmltgliedcr jedoch ndch Q 1 Abs 2 WoGG 
vom Wohngeld ausgeschlossen smd 

Bei .Mischhaushalten kbnncn Lwel Typen unterschieden 
werden: 

Typ a 7um Haushalt rechnende Familieninitglieder bilden 
als wohrigeldberecl~tigte Familienmitglieder einen 
wohngeldbeechttgten Teilhaushalt, wobei der An- 
tragstcller (einschließlich seiner Bedarfsgeinem 

schafi) diesem nicht zuzurechnen ist, weil er eine 
Transferleistung nach 1 Abs. 2 WoGG erhält; 
stattdessen bildet er zusammen mit anderen nach $ 1 
Abs. 2 WoGG vom Wohngeld ausgeschlossenen Fa- 
milienmitgliedern einen nicht uohngeldberechtigten 
Resthaushalt, 

Typ b: zum Haushalt rechnende Familienmitglieder ein- 
schließlich Antragsteller bilden als wohngeldberech- 
tigte Familienmitglieder einen wohngeldberechtig- 
ten Teilhaushalt; nach $ 1 Abs. 2 WoGG vom Wohn- 
geld ausgeschlossene Fainilienmitglieder bilden 
einen nicht wohngeldberechtigten Resthaushalt. 

Bei Mischhaushalten erfolgt eine kopfteilige Anrechnung 
der Miete und der Wohnfläche der Wohnung. Da die kopf- 
teilige Miete bei der Berechnung des Wohngelds herange- 
zogen wird, darf auch nur diese als Miete für den wohngeld- 
berechtigten Teilhaushalt ausgewiesen werden. Gleiches gilt 
für die Feststellung, über welche Wohnfläche der wohilgeld- 
berechtigte Haushalt verfugt. Das Kopfteilverfahren fuhrt 
allerdings zu Verzerrungen beim Ausweis der tatsächlichen 
Miete und beim Ausweis der Größe der vom wohngeld- 
berechtigten Haushalt bewohnten Wohnung. Auf dem Woh- 
nungsmarkt sind die Quadratmetermieten bei großen Wob- 
nungen in der Regel niedriger als bei kleinen Wohnungen. 
Die kopfteilige Umrechnung der Gesaintmiete auf die kopf- 
teilige Fläche fuhrt deshalb zu einer im Vergleich zu niedrig 
ausgewiesenen Quadratmetermiete. 

Damit die Wohngeldstatistik sowie die im Falle der Mieten- 
stufenzuordnung verwendeten Mieten nicht durch die Anga- 
ben der Mischhaushalte verzerrt werden, besteht die Not- 
wendigkeit bei den Wohngeldempfangem zwischen reinen 
Wohngeidempfangerhaushalten und den Mischhaushalten 
zu differenzieren, und diese separat auszuweisen. 

Die Identifikation des h.fischhaushalts erfolgt im Falle des 
Typs a über den eine Transferleistung beantragenden oder 
empfangenden Antragsteller, im Fall des Typs b über die Er- 
hebung der Anzahl der nach § 1 Abs. 2 WoGG vom Wohn- 
geldausgeschlossenen Familienmitglieder. 

Dabei wird bei Mischhaushalten des Typs a weiter zwischen 
den einzelnen zum Ausschluss des Antragstellers Führenden 
Transferleistungen differenziert, um die einzelnen Gruppen 
koneinander zu trennen und insbesondere den Anteil der 
I/lischhaushalte mit Arbeitslosengeld I1 Antragstellern er- 
mitteln zu können. Diese Gruppe ist potentiell besonders 
geeignet, wieder ins Wohngeld hereinzuwachsen, sollte der 
Arbeitslosengeld-11-Bezug aufgrund der gewünschten Ar- 
beitsaiihahine entfallen. Um diese Gruppe auch nach Haus- 
haltsgröße beziffern zu konnen, soll die gesamte Anzahl der 
nach 5 1 Abs. 2 WoGG vom Wohngeld ausgeschlossenen 
Familienmitglieder nunmehr erljsst werden. 

In Fall b bleibt eine spezifische Zuordnung des vom Wohn- 
geld nach $ 1 Abs 2 WoGG ausgeschlossenen Haushalts- 
teils zu erncr Transferleistung unmoglich, da bei der Bean- 
tiagung des Wohngelds sozio-okonomtsche Angaben immer 
nur auf den Antragsteller be~ogen sind. 

I in ~ukunftig Gesichtspunkte des Gendcr Mainstreaming 
besser berucksichttgen zu konnen, bietet hunmer 4 nun- 
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mehr die Rechtsgrundlage für die Erhebung des Geschlechts 
des \t'ohngeldempfangers. 

Der Wortlaut von Nummer 4 ermächtigt zur Erhebung der 
Merkmale allein für einen wohngeldberechtigten Haushalt. 
Um die kopfteiligen Angaben zu Miethöhe bzw. Belastung 
und Wohnfläche entzerren zu können (vgl. oben), ist es des 
Weiteren notwendig, die Gesamtzahl der Familienmitglie- 
der eines hlischhaushalts nach Q 7 Abs. 4 Satz 1 WoGG zu 
erfassen. Mit Hilfe dieser Gesamtzahl kann dann wieder auf 
die tatsächlichen Verhältnisse des Gesamthaushalts hoch- 
gerechnet werden. Des Weiteren bedarf die Erfassung des 
nicht wohngeldberechtigten Resthaushalts („Anzahl der 
i~ach Q 1 Abs. 2 WoGG vom Wohngeld ausgeschlossenen 
Familienmitglieder") einer eigenständigen Rechtsgrund- 
lage, da nach derzeit geltender Fassung sonstige Familien- 
mitglieder bisher nur in Verbindung mit dem Antragsteller 
zu sehen sind. Bei Mischhaushalten Typ b ist eine Verbin- 
dung zum Antragsteller gerade nicht gegeben, da der An- 
tragsteller zum wohngeldberechtigten Haushaltsteil zählt 
und die zu erfassenden Personen des Resthaushalts gerade 
nicht zum wohngeldberechtigten Haushalt gehören. 

Die Einfügung in Nummer 5 stellt klar, dass bei Bestehen 
von Mischl~aushalten i. S. d. Q 7 Abs. 4 Satz I WoCG auch 
die Erfassung der anteiligen (kopfteiligen) Höchstbeträge 
nach 5 8 Abs. 1 WoGG zulässig ist. 

Die Einfügung in Nummer 6 stellt klar, dass bei Bestehen 
von Mischl~aushalten auch die anteilige (kopfteilige) Erfas- 
sung zulässig ist. Diese Ermächtigung bezieht sich nur auf 
die Fläche der Wohnung, die Höhe der monatlichen Miete 
oder Belastung und im Falle des Q 6 Abs. 2 Satz 2 WoGG 
die Belastung aus Zinsen und Tilgung. 

Nummer 7 der bisherigen Fassung bedurfte der Klar- 
stellung, dass die Erhebung mit allen nachfolgenden Merk- 
malen sich nur auf den nach $ 1 Abs. 2 UOGG nicht ausge- 
schlossenen Wohngeldempfanger beziehen; nur insoweit 
besteht die Notwendigkeit der Erhebung. 

Für Mischhaushalte des Typs a - der antragstellende Haus- 
haltsvorstand (= Wohngeldempfanger) gehört nicht zum 
wohngeldberechtigten Teilhaushalt - wird in Nummer 7 
a. E. des Weiteren zwischen den Arten der einzelnen Trans- 
ferleistungen des nach $ 1 Abs. 2 WoGG vom Wohngeld 
ausgeschlossenen Wohngeldempfangers differenziert, um 
die Zugehörigkeit ausgeschlossener Teilhaushalte erkennen 
und insbesondere den Anteil der Mischhaushalte mit 
Arbeitslosengeld-11-Antragstellern bzw. -Empfängern er- 
mitteln zu können. Besonders diese Gruppe hat das Poten- 
tial, bei Arbeitsaufnahme (und Entfallen der Vbraussetzun- 
gen des SGB 11) wieder ins Wohngeld hineinzuwachsen. 
Zur Abschätzung des zukünftigen Finanzbedarfs des WWohn- 
geldes ist die Kenntnis dieser Zusammensetzung notwen- 
dig. 

Zu Nummer 11 (5 37b WoCG) 

Die Vorschrift, die den $ 3'7b WoGG a. F. inhaltlich unver- 
ändert aufnimmt (Absatz 1 und 3 n. F.) dient der Bekämp- 
fung missbräuchlicher Inanspruchnahme von Wohngeldleis- 
tungen. Sie ist mit dem ab 1. Januar 2005 geltenden Recht 
des # 52 SGB I1 vergleichbar. 

Um datenschutzrechtlichen Zweifeln an der Berechtigung 
der Wohngeldstellen entgegenzutreten, wird durch aus- 

irückliche Regelung unmittelbar im Wohngeldgesetz klar- 
gestellt, dass die Überprüfung der Angaben des Antrag- 
;tellers nunmehr durch einen automatisierten Datenabgleieh 
lurchgefuhrt werden darf. Damit wird die Befugnis des 
j 69 Abs. 1 Nr. 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
SGB X) konkretisiert. Die Berechtigung des schon vorher 
culässigen automatischen Datenabgleichs nach Q 37b a. F. 
WoGG (Abgleich aufgrund des Gesetzes über den Abbau 
ler Fehlsubventioniemng im Wohnungswesen) wird in 
kbsatz 3 auch auf die neuen Abgleichstatbestände enveitert. 

Die Absätze 2 und 3 ermächtigen die Wohngeldstellen, ent- 
icheidungsrelevante Angaben der Antragsteller stärker, ins- 
besondere durch den Einsatz eines automatisierten Daten- 
abgleichs, zu kontrollieren. Absatz 2 stellt, anders als Ab- 
satz 1, eine Ermächtigung der Wohngeldstellen dar, keine 
Verpflichtung. Damit wird der mit den ¿iberprüfungen ein- 
hergehende höhere Yenvaltungsaufwand berücksichtigt, 
welcher aufgrund Personalmangels und unzureichender 
EDV-Ausstattung oft noch nicht geleistet werden kann. 

Die Auskunftsveqflichtung der zuständigen Stellen des 
Trägers der Leistungen nach Q 1 Abs. 2 Satz 1 WoGG und 
des Bundesamtes für Finanzen wird in Absatz 5 eingefuhrt. 
Absatz 6 enthält eine Verordnungsermächtigung. 

Im Einzelnen 

Die Pflicht zum Datenabgleich nach dem Gesetz über den 
Abbau der Fehlsubventionieningen im Wohnungswesen 
(AFWoG) in Absatz 1 besteht unverändert fort. Q 37b Satz 1 
und 2 (a. F.) WoGG gelten unverändert in Absatz 1 n. F. 
fort. Satz 3 geht ohne inhaltliche Änderung in Absatz 3 n. F. 
auf. Die datenschutzrechtlichen Regelungen von Q 37b 
Satz 4 und 5 (a. F.) WoGG finden sich in leicht abgewandel- 
ter Form in Absatz 4 n. F. wieder. 

Absatz 2 ist eine Ermächtigungsnorm. Sie orientiert sich an 
Q 52 SGB 11. Wählt ein Bundesland den automatisierten 
Datenabgleich, kommt es auf individuelle Verdachtsmo- 
mente bei der Antragstellung nicht mehr an. ¿%erprüft wer- 
den können zum Haushalt rechnende Familienmitglieder so- 
wie Personen von Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaften. 
Dies gilt fur alle Antragsfalle. Das Merkmal „zum (wohn- 
geldberechtigten) Haushalt rechnende Familienmitglieder" 
muss auch auf den Qohngeldempfanger selbst zutreffen, da 
es nicht Ziel der Regelung ist, vom Wohngeld ausgeschlos- 
sene, aber noch das mohngeld für die Familie erhaltende 
( 5  I Abs. 3 und 4 WoGG), Personen zu überpriifen. 

Absatz 2 Nr. I betrifft die ~berpnifungsmöglictikeit des Be- 
zugs Sozialleistungen anderer Träger, die bereits einen 
Wohnkostenanteil bezuschussen bzw. vollständig enthalten. 
Überpsiift werden kann der gegenwärtige und in der Vergan- 
genheit erfolgte Empfang von Leistungen nach 9 1 Abc. 2 
Satz 1. welche zum Ausschluss nach dem WoGG Ehren 
oder führten. Neben der Inanspruchnahme ~ i r d  auch die 
Beantragung von Transferleistungen erfasst. 

Absatz 2 Nr 2 betrifft die Uberprufungsmoglichkeit von 
Einnahmen aus Kapital\emogen (Abgleich \Cm Daten des 
4 45d Abs I EStG) Dteses soll bewirken, dass zu ntedrige 
Angaben des Wohngeldempfangers Lum Einkommen aufge- 
deckt wetden Nummer 2 entqprtcht inhaltlich der Em~ach- 
t~gung des 4 45d c\bs 2 EStG 2ur besseren Ubersichtlich- 
keit wird dcssen Inhalt unter ,2npasrung der Ermachtigung 



Drucksache 1514231 -26- Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 

auf die Wohngeldstellen in das WoGG übernommen; $ 45d 
Abs. 2 EStG wird jedoch nicht verdrängt. 

Absatz 2 Satz 2 knüpft an die Rücknahmefrist des $ 45 
Abs. 3 Satz 3 SGB X (10 Jahre) bei rechtswidrig begünsti- 
genden Vewaltungsakten mit Dauerwirkung. Ziel des Da- 
tenabgleichs ist es, unrechtmäßige Leistungen aufgrund der 
Umstände des 5 45 Abs. 2 Nr. 2 und 3 SGB X aufzudecken. 
Die Annahme der gleichen (langen) Frist ist angemessen, da 
nur so die volle Rüctiah~nemöglichkeit der Regelung des 
jj 45 Abs. 3 Satz 3 SGB X ausgeschöpft wird. 

Mit Absatz 3 wird die Rechtsgrundlage für einen automati- 
sictrten Datenabgleich eingeführt. 

Absatz 4 stellt datenschutzrechtliche Belange sicher. $ 37b 
Satz 4 und 5 (tt. F.) %erden unter geringsgigen Anpassun- 
gen übernommen. 

Absatz 5 verpflichtet die in Absatz 2 angesprochenen Stel- 
len, den Datenabgleich durchzuführen, und legt zur Sicher- 
stellung des Datenschutzes die Behandlung der Daten des 
Abgleichs fest. 

In Absatz 6 erhalten die Landesregierungen eine Verord- 
nungsem~äcbtigung, um das konkrete Verfahren nach den 
Absätzen 2 bis 5 zu regeln. 

Zu Nummer 12 ($41  Abs. 3 WoGG) 

Die Regelungen des 5 41 Abs. 3 Satz 1 und 2 WoGG regeln, 
Familienmitglieder, denen Leistungen zur Förderung der 
Ausbildung nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz 
(BAföG) oder dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB 111) dem Grunde nach zustehen, vom Wohngeld aus- 
zuschließen, sofern im Haushalt ausschließlich solche dem 
Grunde nach Berechtigten leben. 

Aufgrund des Ausschlusses vom Wohngeld nach $ I Abs. 2 
WoGG können nuimehr Mischhaushalte (das sind Haus- 
halte, zu den zum Haushalt rechnende Familienmitglieder 
und vom Wohngeld nach $ 1 Abs. 2 WoGG ausgeschlos- 
sene Familienmitglieder gehören, vgl. 5 7 Abs. 4 Satz 1 
WoGG) entstehen. Durch den Ausschluss eines Teils der Fa- 
milie aufgrund $ 1 Abs. 2 WoGG entsteht unter Umständen 
ein Resthaushalt, der aufgrund der rechtlichen Teilung des 
ursprünglichen Familienhaushalts nunmehr a~tsschließlich 
aus dem Gi-unde nach nach BAföG bzw. $ 59 SGB 111 Be- 
rechtigten besteht. 

Nach 9 41 Abs 3 WoGG sind d m e  dem Grunde nach 
BAfoG- bzw BAB-Berechtigte ausgeschlossen. Zwar er- 
hielten z B im elterlichen Haushalt wohnende BAföG- 
Empfanger weiterhin einen Anteil f ir  die Kosten der Unter- 
kunft, z B Studierende grundsatzlich in Hohe ton 44 Euro 
Dteser ist aber geringer als der Anteil der Kosten der Linter- 
kunft. der nicht nn elterlichen Haushalt sehnenden gezahlt 
wird ( 13 J Euio, vgl 4 13 Abi; 2 BAfoG) Hiritergrund des 
geringrrcn Bcdarfssatres bei den Eltern wohnender Studie- 
render ist, dass davon aucgegangen weiden kann, dass die 
Eltern einen Teil der Unterkunftskosten decken Obwohl 
sich die tatsachlichen famlliaren f7erhaltnitsc nicht veran- 
dert haben, waren Betroffene in diesen Fallen durch den 
A~iscchluss vom Wohngeld damit u U schlechter gestellt 

Um unbillige Harten aufgrund eines Ausschlusses vom 
Wohngeld zu vermeiden, regelt Satz 3 die Nichtgeltung der 

Sätze 1 und 2 und damit das Weiterbestehen des Wohngel- 
lanspruchs in diesen Fällen. 

Zu Nummer 13 (# 43 Abs. I Nr. I WoGG) 

Der Ordnungswidrigkeitentatbestand des $ 43 Xbs. 1 Nr. 1 
WoGG wird um den Fall der Verletzung der Mitteilungs- 
pflicht aus § 30 Abs. 4a Satz 1 WoGG - neu - erweitert, da 
diesem Fall der gleiche Unrecl~tsgehalt innewohnt wie den 
bereits in jj 43 Abs. 1 Nr. 1 WoGG geregelten Fällen. Im 
Übrigen erfolgt eine Angleichung des Wortlauts der Vor- 
schrift an die sonst im Nebenstrafrecht übliche Beweh- 
rungstechnik (so genannte „Ausdehnungsvorschrift"). 

Zu Artikel 14 (Änderung des Uohnraumforderungs- 
gesetzes) 

Zu den Nummern 1 und 2 (# I0 Abs. 2 'Ur. 1.2 und 1.9 
WoFG) 

Die Änderung vollzieht die Anderung des 4 10 Abs. 2 
Nr. 1 .2 und Nr. 1.10 WoGG durch Artikel 13 Nr. 4 Buch- 
stabe a und b fiir die Einkominensemittlung im Wohnraum- 
förderungsrecht nach. 

Zu Nummer 3 ($ 10 Abs. 2 Kr. 1.10 WoFG) 

Diese Vorschrift ist eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 4 ($ 10 Abs. 2 Nr. 5.1 WoFG) 

Die Änderung dient der Beseitigung eines redaktionellen 
Versehens. 

Zu Nummer 5 ($ I0 Abs. 2 Nr. 7 UroFG) 

Die Neufassung des $ 10 Abs. 2 Nr. 7 WoFG fasst den bis- 
herigen $ 10 Abs. 2 Nr. ? und 8 WoFG aus Gründen der 
Übersichtlichkeit zusammen, trägt den Änderungen durch 
das Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das So- 
zialgesetzbuch Rechnung und formuliert die itnrech- 
nungstatbestände klarer. 

Zu den Nummern 6 und 7 ($ 10 Abs. 2 Nr. 8 bis 9 WoFG) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 5. 

Zu Artikel 15 (Aufhebung des Urohngeldsonder- 
gesetzcs) 

Das Wohngeldsondergesetz soll aufgehoben werden. da 
dessen Sondeniorschnften für die neuen Länder seit Ablauf 
des 31 Dezember 1996 nicht mehr anzuwenden sind Seit 
dem 1 Januar 1997 wird auch in den neuen Landern Wohn- 
geld nach dein Wohngeldgesetz bewilligt 

Zu Artikel 16 (AuRiebung der Verordnung zur 
Ändemng der Anlagen 1 bis 5 
des Wohngeldsondergesetzes) 

Die Verordnung znr Anderung der Anlagen I bis 5 des 
Uohngeldsondrrgesetzes wird durch die Aufhebitng des 
Wohngeldsondergesetres durch Artikel 15 dieses Gesetres 
gegcnstandslos und soll daher aufgehoben werden. 
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Zu Artikel 17 (Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Die Änderung von $ 7 1  Abs. 1 Kr. 5 SGB X ermöglicht 
nunmehr die ~bcrmittlung von Sozialdaten der Wohngeld- 
stelle auch im Rahmen der l%erpsiifung der Voraussetzun- 
gen für die Leistung von Wohngeld. 

Zu Artikel 18 (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang) 

Es handelt sich um die iibliche Formel, damit die aufgnmd 
dieses Gesetzes geänderten Rechtsverordnungen unter den 
Artikeln 4 bis 6 und 10 künftig wieder im Verordnungswege 
und nicht durch ein formelles Gesetz geändert werden kön- 
nen. 

Zu Artikel 19 (Inkrafttreten) 

Yach Absatz 1 tritt dieses Gesetz vorbehaltlich der 4b -  
sätze 2 und 3 am ersten Tag des auf die Verkündung folgen- 
den Kalendermonats in Kraft. 

Nach Absatz 2 sollen Artikel 13 bis 17 dieses Gesetzes am 
1. Januar 2005 in Kraft tseten, da ab diesem Zeitpunkt das 
wohngeldrechtliche Vereinfachungsmodell in Kraft tritt, 
nach dem Transferleistungsempfanger vom Wohngeld aus- 
geschlossen sind (Artikel 61 Abs. 1 des Vierten Gesetzes 
fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt). 

Nach Absatz 3 soll zum einen Artikel 11 nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes in Kraft treten. Dies ist rechtsförmlich 
notwendig, da die in Artikel 11 genannten Vorschriften an- 
sonsten nach Artikel 61 Abs. 1 des Vierten Gesetzes für ino- 
deme Dienstleistungen arn Arbeitsmarkt am 1. Januar 2005 
in Ksaft treten würden und dann lm Widerspruch zu den in 
diesem Gesetz erfolgten Änderungen stünden, die ebenfalls 
am 1. Januar 2005 in Kraft treten. 

Nach Absatz 3 soll des Weiteren Artikel 12 dieses Gesetzes 
am Tag nach der Verkündung in Kraft treten, damit 
Artikel 24 Nr. 1 des Gesetzes zur Einordnung des Soziahil- 
ferechts in das Sozialgesetzbuch eingeführte Zwölfte Buch 
Sozialgesetzbuch nicht der Änderung des U1oFCi in 
Artikel 14 Nr. 5 dieses Gesetzes entgegensteht. 


